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Her-Heimaidiensi

- Der endgültigeReichshausbaltsplan "·1922.
Von Dr; «W. S p i e l h a g en , Regierungsrat im Reichsfinanzministerium.

Der endgültige Haushaltsplän für das Rechnungs-
jahr 1927, der am S. April vom Reichstag in dritter Lesung
verabschiedet wurde, weist sehr erhebliche Veränderungen
gegenüber -dem Regierungsentwurf aus« Heftige parlamen-
tarische Kämpfe haben sein Gesamtbild stark verändert, der

Niederschlag dieser Veränderungen im einzelnen findet sich
in den Einzelplänen. Da im Reichsgesetzblatt nur das Haus-
haltsgesetz und der Gesamtplan veröffentlicht werden, macht
sich der schon oft beklagte Übelstand diesmal wieder besonders
bemerkbar, daß es für den Außenstehendenja fast unmöglich
ist, einen genauen überblick über die endgültige Gestaltung des

Reichshaushaltsplans im einzelnen zu gewinnen.
Der ordentliche Haushalt ist in Einnahme und Ausgabe

um je 667,13 Millionen RM. gegenüber dem ursprünglichen
Regierungsentwurf erhöht worden, die Ausgaben des außer-
ordentlichen Haushalts und dementsprechend der Anleihe-
bedarf wurden um 61,9 Millionen RM. vermindert. Der

endgültige Reichshaushaltsplan schließt also mit 9151,9 (im
Entwurf: 8526,5) Millionen RM» wovon 8657,Z (799o,0)
Millionen RM. auf den ordentlichen und- 474,6 (556,5) Mil-
lionen RM. auf den außerordentlichenHaushalt entfallen.

Wie diese Zahlen sich zu dem Gesamtabschluß des ab-

gelaufenen Rechnungsjahres verhalten; ergibt folgende Gegen-
überstellung (in Millionen Reichsmark):

"

Heu-hattHaushalt

,

1926
·

"1927 mehr weniger

Ordentliche Einnahmen Dissens
«

8657,3 972,1 sz—-

AußerordentlicheEins ,

— -- »-

nahmen . . . . . . . . Satz-z 47446 .- 3724

sGesamteinnahmen 853j,9
,

9 szng soo,o

Ordentliche Ausgalzen .- 7 685,2 8657,Z 922,j —-

Außerordentliche Aus- -

.

gaben . . . . . . . . . site-e sie-he —- Zrzj

Gesamtausgaben v 531,9 9 Uns 600,o

Das endgültige Ergebnis
»

wird den ferner Stehenden
einigermaßen überraschen,hatte doch die Reichsregierung noch
bei der Vorlage des Haushaltsentwurfs an den« Reichstag um

die Jahreswende erklärt, daß die vom Reichsrat verlangten
Erhöhungen im ordentlichen Haushalt um dessentwillen nicht
erfüllbar feien, weil die Einnahmeschätzungen im Regierungs-
entwurf bereits so günstig wie möglich vorgenommen seien.
Nunmehr sollen die Länder bei der Neuregelungl

des vor-

läufigen Finanzausgleichs mit Wirkung vom I. pril 1927
aber nicht nur mehr an Steuerüberweisungen erhalten, als
der Reichsrat selbst am Ende vorigen Jahres gegen den da-

maligen Willen der Reichsregierung zu erreichen versucht
hatte; außer diesen 248 Millionen RM. mehr an über-

weisungen an die Länder sieht der endgültige Haushaltsplan
noch weitere 4s19,3 Millionen RM. an sonstigen Ausgabe-
erhöhungen vor, die aus den ordentlichen Einnahmen gedeckt
werden sollen. Wie ist diese Wandlung zu erklären, und mit

welchen Mitteln ist die Balancierung des ordentlichen Haus-
halts dennoch durchgeführtworden?

Die Einnahmeverbesserung im ordentlichen Haushaltsetzt
sich aus folgenden vier Posten zusammen:

Millionen Reichsmark·

.

Ordentlicher Haushalt Essig-HHslzszgaltErhsäung
j. Ertragsfchätzung

a aus der Einkommensteuer . 2cioo,o 2 620,o 22o,o
b aus der Körperschaftsteuer; 350,o 400,o so,o

2. Verwaltungseinnahmen . . . Z20,0 527,3 7,Z
Z. EinstellungspvonUberschüssendes-

Rechnungsjahres 1926 . .- .
— 200,o 2oo,o

a. Einstellung aus der Betriebs-

mittelrücklageder Reichshaupts
-

.

kasse . . . . . . . . .
—- 190,0 19o,o

Zusammen Z 070,0 Z 737-,3 vom

118

Einnahmeverminderungen hat der Reichstag gegenüber
dem Regierungsentwurf nicht vorgenommen, ein Zeichen da-

für, daß die Einnahmeschätzungen der Reichsregierung jeden-
falls nirgends szu hoch erschienen. Die Einnahmeerhöhungen

beruhen,. wenn man von denverhältnismäßig unbedeutenderen

Erhöhung gewisser Verwaltungseinnahmen absieht, auf zwei
verschiedenen Grundgedanken.

«

Einerseits ist der Ertrag der Einkommen- und der Körper-
schaftsteuer wesentlich höher geschätztworden. Dies ist darauf
zurückzuführen,daß das Auskommen dieser beiden iSteuerarten

besonders in den letzten Monaten ein über Erwarten günstiges
gewesen ist, und daß man daraus und aus einer sehr optimi-
stischen Einstellung »für den weiteren wirtschaftlichen Auf-
schwung .in- diesem Jahre »den Schluß gezogen hat, daß sich
der Ertrag dieser Steuern in einer stark steigenden Richtung be-

wegen-werde. Jeder Deutsche wird nur hoffen können, daß
die in diesen Zahlen ausgesprochenen weitgespannten Er-

wartungen der deutschen Wirtschaftsentwicklung sich erfüllen
«

mögen. Der starke Unterschied der Schätzung um sastho v. H.
läßt aber die Besorgnis nicht ganz ausschalten, daß auch un-

günstige Momente eintreten können, die den Ertrag des ge-

samten Steueraufkommens und insbesondere auch denjenigen
aus der Einkommens und der Körperschaftssteuerhinter den

·

Haushaltsanschlägen zurückbleiben lassen, Das Für und

Wider, das die -Steuersch·ätzungen der Reichskegierung, des

Reichsrats und des Reichstags in den parlamentarischen
Körperschaften und in derOffentlichkeit begleitet hat, beweist
aufs neue, auf einer wie schwankenden Grundlage letzten
Endes die Spitzenbeträge jedes Haushalts ausbalanciert

werden müssen. Vergegenwärtigt man sich die unerquickliche
Folgen, die sich aus einer erheblichen Fehlschätzungnach der

einen oder anderen Seite hin ergeben können, so erkennt man, .

eine wie große Verantwortung gerade die Entscheidung über
die Schätzung der Steueraufkommen in sich schließt und daß
es zu dieser Entscheidung eines hohen Maßes wirtschafts-
und staatspolitischer Einsicht bedarf.

«

Andererseits beweist die Einstellung der- überschüssedes

Rechnungsjahres 1926 und eines erheblichen Teils der Be-

triebsmittelrücklage der Reichshauptkasse, daß man um der

Wichtigkeit der Ausgabeerhöhungen willen die letzten Reserven
der Reichsfinanzen heranzieht. Wie ungewöhnlich und ein-

schneidend diese Maßnahme ist, zeigt folgende Überlegung-
Nach § 75 der Reichshaushaltsordnung sind überschüsse des

ordentlichen Haushalts zur Verminderung des Anleihebedarfs .

oder zur Schuldentilgung zu verwenden. Es hat also einer

ausdrücklich-en Bestimmung in den neu eingefügten § 2a des

Haushaltsgesetzes bedurft, um die erwarteten Überschüssezur

Deckungder ordentlichen Ausgaben des Haushalts 1927 her-
anzuziehen. Die Verwendung eines Teilsder Betriebsmittel-

rücklagen der Reichshauptkasse ist ebenfalls eine außergewöhn-
liche Maßnahme, die nur durch die Vordringlichkeit der Aus-

gabeerhöhungen gerechtfertigt werden kann. Da das Reich
über Betriebsmittel in einer gewissen Höhe verfügen muß, so
wird es seine Betriebsmittel auf Grund des § 2 des Haus-
haltsgesetzes durch Ausgabe von Schatzanweisungen in der

erforderlichen"Höheverstärkenmüssen. Der gesetzliche Höchst-
betrag für einen solchen Kredit beträgt 400 Millionen RM.

Das Reich wird also unter Umständen,falls es geliehener statt
eigener Betriebsmittel benötigt, gezwungen sein, hierfür
zinsen aus Reichsmitteln zu zahlen.

Betrachtet man das Verhältnis der ordentlichen Ausgaben
des Haushalts zu denjenigen des Entwurfs, so ergibt sich, daß
einer Ausgabesenkung von etwa 1 v. H. eine Ausgabesteigerung
von fast 10 v.H. gegenübersteht Die wesentlichsten Ausgabe-
senkungen sind folgende:



Ver Oeiwoidiensis

.

Millionen RM.
-«

Haushalt des Arbeitsministeriums (produk-
»

tioe Erwerbslosenfürsorge) . . . . . . 50

Haushalt des Reichswehrministeriums:
a) Heer . . . . .

-

. . . 5,Z

b) Marine . . . . . .

»

. . . .

.

1,2

Haushalt der Allgem. Finanzverwaltung . . 5,Z

Die wichtigsten Ausgabesteigerungen gegenüber dem Re-

gierungsentwurf nebst seinen zwei Ergänzungen,: in denen

u. a. 1,5 Millionen RM. als Beitrag Deutschlands an den

Völkerbund erscheinen, sind folgende:
Millionen RM.

Erhöhung der Steuerüberweisungen an die

Länder um . . . . . . . . . . . .248
«

Erhöhung dersunterstützenden Erwerbslosen-
fürsorge um . . . . . . . .

.».
. . 250

Erhöhung für Zwecke der Invalidenversiche-
rungum............ 82

Erhöhung der Mittel für Grenzfürsorge um 40

Erhöhung des Wohnungsgeldzuschusses aus.

Anlaß der Steigerung der Friedensmiete . 60

Kleinrentnerfürsorge . . . . . . . . . 25

Erhöhung der VersorgungsgebührnisseSchwer- «

. kriegsbseschädigterund zur Heilbehandlung 9
. Kinderspeisung .« . . . . . . . . . 4

Kulturelle Zwecke . . . . . . .

"

. . . 2

Jn dieser Steigerung der ordentlichen Ausgaben um

insgesamt 667,Z Millionen RM. ist noch keines Erhöhung der
Mittel für die Liquidationsgeschädigtenenthalten. Auch ist
für die etwaigen Kosten der angekündigten Besoldungs-
neuregelung und der Kriegsbeschödigtenrenten,die Hand in

. Hand damit erhöht zu werden pflegen, nichts veranschlagt.
Die Erhöhung der überweisungen an die Länder, die vom

Reich den Ländern neu garantierten Summen und die übrigen
mit der Neuregelung des vorläufigen Finanzausgleichs zu-
sammenhängendenFragen werden an anderer Stelle dieses
Blattes ausführlich dargelegt. Die. erhöhten Mittel für die

unterstützende Erwerbslosenfürsorge werden nur dann aus-

reichen, wenn die endgültige Regelung der. Erwerbslosens
Versicherung bis spätestens zum 1. Oktober dieses Jahres ge-
lingt Die Streichung der Mittel für die produktive Erwerbs-

loienfürforge
-

im ordentlichen Haushalt ist« daran zurück-
zuführen, daß noch genügend Mittel aus dem Rechnungs-

kik 1926 vorhanden sind,. die zusammen mitden im außer-
ordentlichen Haushalt neu bewilligten 150 Millionen RM.

VOkCUSsichtlichfür diesen Zweck genügen werden.

Die Ausgabekürzungen
,

H O U s li a I t betreffen folgende pestem

KUTZUJISder Kanalbauvorhaben und der Be-

telllgungan Verkehrsgesellschaften .

Verweisung eines Betrages für Schiffsneu-- j
bauten auf den ordentl. Haushalt . . «.

"

1,2
.

S-"tke«tchungdes
s Betriebsmittelfonds Lfür die

Branntweinmonopolverwaltung . .

35,."7

25,0

Summe . 61,9

Angesichts der erneuten, wenn auch wesentlich ver-

mindertenLasten im außerordentlichenHaushalt darf daran

.eM·mert werden, daß außer "-der kürzlich aufgenommenen
Reichsanleihe im Gegenwert von fast einer halben Milliarde
zur Deckung der bisherigen Ausgabenbewilligungen nunmehr.

Zur Tilgung und-·noch»fasteine Milliarde erforderlich ist.
Verzinsung der bestehenden Reichsanleihen muß schon jetzt
ein wesentlich höherer Betrag aufgebracht werden als für die .

gleiche Zwecke im letzten Vorkriegsjahre. Die Bedingungen-
unter denen die große Summe der bisherigen Anleihe-
ekmächtigungenunteraebracht werden kann, hängt von. der
Aufnahmefähigkeitund der Lagedes Anleihemarktes ab. Bei
der übernahmeneuer Lasten auf Anleihemittel in der Zukunft
wird größte Zurückhaltunggeboten seine

Stelltman die Einnahmen und Ausgaben des Reichs nach
dem Retchshauskkalt für 1927 gegenüber, so ergibt sich
folgendes Bild:

»

—
.

im außerordentlichen

Millionen RM.

·
. A. Ordentlieher Haushalt.

·

( Einnahmen
.

« «

Millionen Beicht-mark
s. Einkommensteuer . . . . . . . . . . . . . . . 262o,0

·

2. Körperschaftsfteuer. . . . . . . . . . . . . . aoo,o
Z. Vermögenssteuer. . , . . . . . . . . . . . . 47o,o
a-. Erbschaftssteuer . . . . . . . . . . . . . . . 100,0
s. Umsatzsteuer . . . . . . . . . . . . . . . . 900,o
s. Grunderwerbsteuer . . . . . . . . . . . . . . 25,o
7. Kapitalverkehksteuer . . . . . . . . . . . . . s50,0
s. Kra ahrzeugsteuer . . . . . . . . . . . . -. x30,0

9. Ver cherungssteuer . . . . . . . . . . . . . · 45,0
so. Rennwettsteuer .

"

. . . . . . . . . . . . . . hon)
U. Lotterie euer . . . . . . . . . . . . . . . .- 30,o

2. Wechse steuer . . . . . . . . . .. . . . . . . 45,o
sä« Personenbeförderung. . . . . . . . . . . . . s70,o
H. Güterbeförderung . .

.,
. . . . . . . . . . . s55,0 5280,0

is. Steuer zum Geldentwertungsausgleich . . . . . 25,0
is; Zölle . . . . . . . . . . ." . . . . . . . . . 890,0
U. Tabaksteuer . . . . . . . . . . . . . . . . . 700,0
x8. Zucker-steuer. . . . . . . . . . . . . . . . . 275,0
U. Biersteuer. . . . · . . . . . . . .

.«
. . . . 535,0

20. Spiritusmonopol . · . . . . . . . . . . . . . 2x0,0 .2-Ho,o

U. Schaumweinsteuer . . . . . .- . . . . . . . . 8.0
22. Essigsäuresteuer. . . . . . . . . . . . . . . 2,0
237 Zündwarenkteuer . · . . . . . . . . . . . . sM
24. Leu tmittelfteuer . . . . . . . . . . . . . . 8,o
25. Spie kartens:euer. . . . . . .

». . . . . . . . 2,o
26. Statistische Gebühr . . . . . . . .

., . . . · . z,0 .

27· Süßstosfsteuer. . . . . . . . . . . . . . . . 0,6 35,0
28..Aus der Münzprägung . . . . . . . . . . f- 190,o«
29. Verwaltungseinnahmen . . . . . . . . . . . . 327,Z
Zo. Aus der Rücklagezur Ve ärkung der Betriebs-

mittel der
Retclgshauptkae . . . · . . · . . 190,0-

zi. Aus Überschüssenes Rechnungsjahres s926. . . 2oo.0

Summe der ordentlichen Einnahmen 8657,3

« Ausgaben
«

Millionen Rei e ark

LReåarationszdahlungew
chm

k. us der

Bexörerungssteuer . . . . . . . . . Zom
2·

gaushalisza
lun . . . . . . . . . . . . 337,5

Z. usätzlicheHausäaltszahlung. . . . . .- W 83s,2
II».Unmittelbar-e innere Kriegslasien
a· Kriegsbeschädigtenrenten. . . . . . . . . . Ums
s. Kriegsmilitärpenstonen . . . . . . . . . . . 159,o
s.

Kriegspersonenfchäden
. . . . . . . . .» . . 2,Z

7. Jnnere»Kriegsasten (Krlegslastenhaushaltz.- . USE
8. Grenzfursorge(R.-M.f.d.bes.Geb.u.R.-M. .J.) 62.2 ists-;

111. Uberweisungen an die Länder.

g. Steuerüberweisungen. .« . . . . . . . . . . 2892,9
so. Schutzpolizeizuschuß. . .« . . . . . . . . . «x90,o 3082,9

IV.SozialeZ.-wecke. "» -

U. UnterstützendeErwerbslosenfürsorge. . . . . 450,0
x2. Für Zwecke der Invalidenversicherung . . sei-s
xz. Vertrieb von Versicherungsmarken . . .« ·’. . . 1 ,3

H. Wochenhilfe . . . . . .

·

. . . . . . . . . . 25.,0

(5..Kleinrentnerfürsorge . . . . . . . . . . . . 25,o
is. Wohlfahrtsrenten . . . . . . .

-

. . . · . . 10,o
U. Förigrung

der Wohlfahrtspflege (allgem.Fürs.-
erw. . . . . . . . . . . . . . . . . M

is. Kinderspeisung . . .« . . . . . . . 4,o
19. Unterstützungfür das personal frühererHeeres-

"

betriebe. . . . . .· . . . . . . . . 13,Z
-

20. Beihilfen für Kriegsteilnehmer leer-fees . . 22,2 89k,6

V.Kultur»elleZwecke.
·

19s7
"

- 21.»Reichsminifieriumdes Jnnern keinmaligi
. . .

fortdauernd). . JM
22. AuswörtigesAmt-and Ernährungsministerium1(,5 40,6

v1. Reich-Hulden
·

«

-

»

2Z. Verzinsung der Reichsschuld . .« . . . . . . 48,o
24. Tilgung . . . . . .- . . . . . . . . . 74,0-
25. Ablösung der Markanleihen. .- . . . . . . . 356,8
26. Garantieausfall. . . . . . . . . . . . . . 15,o 493,8

V11.Besol«dungen. -

27.«Zlvilbesoldung.. . . . . . . . . . . . . 524,(
28. Militärbesoldung . .. .- . . . . . . . . H2,9

29. Unte« "tzungen und Uotstandsbeihilfen. . .

z x3,8
oo,o 740,8

Zu übertragen 7597,5

119

5·0«Mehr—edarf für Wohnung-geldesrhöhung. . .



Der Oestnatdtenst

»

Mitl. RM.

VIII. P e n s i o n e n. Ubertrag 7597,5

Zi. Zivilpensionen . . . . . . . . . . · . . · . 89,4
32. Militärpensionen (Reichswel)r) . . . . . . . . sksxk
33. ,, (Vorkriegsheer). . . . . 50,8

Za. Militärrenten (Vorkriegsheer) . . . . . . . . x0,2 t98,8

IX. Sächliche Verwaltungsausgaben.
55. Landessinanzämter: fortdauernd . . . . . . · 61,9

einmalig (Bauten u. a.) . .26,4«

fiir Mitwirkung bei der Ver-

waltung der Reichsabgaben
an die Länder . . . . . so,5

36. Verforgungsdienststellen . . . . . . . . . . . tax-s
Z7. Heer und Marine: fortdauernd . . . . . . . 386,9

einmalig . . . . . . . . 69,0
38. Luft- und Kraftfahrwesem fortdauernd. . . . 16,6

einmalig . . 28,7

39. Wasserstraßemfortdauernd . . . . . . ; . . HI-

einmalig . . .
.

. . . . . . 36,4
an die Länder . . . . . . . . 10,8

ho. postgebühreuablösung. . . . . . . · . . . t2,o

gu. Münzprägung . . . . . . . . . . . . 44.0 764,2

X. Sonstige Ausgaben der Reichsbehörden .» 96,8

Summe der ordentlichen Ausgaben 8657,3

»

B.- Äußerordentlicher Haushalt
"

Einnahmen
Mit-. RM.

r. Verwaltungseinnahmen . . .

—

. . . . . . . . . . . 8,2

2. Anleihe . . . . . . . · . . . . . . . . . . . . 4664

Summe der außerordentlichenEinnahmen . . Hans-
Gesamtsumme . . 9 lös,«9

Ausgaben.
« Mut. RM.

i. Reparationsleistungen . . . . . . . . . . . . . . . 67,5

2. Innere Kriegslasten . . . . . . . . . . . . . . . Uns

Z. Reichsarbeitsministerium . . . . . . . . . . . . . 195,0

sk. Heer und Marine . . . . . . . . . . . . . . . . 60,6

5. Reichsverkehrsministerium . . . . . . . . . . . . . 82,x

S· Reichsfchuld . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 5,0

7. Reichsfinanzministerium . . . · . . . . . ·· . . . . 2,5

S. Allgemeine Finanzverwaltung . . . . . . . . . . . 42,5
.

Summe der außerordentlichenAusgaben . . 474,6
»

«

Gesamtsumme . k. 9 13x,9

I

Die übergangsregelungdes Finanzausgleichs.
Von Regierungsrat Dr. W it i e.

l. Notwendigkeit einer Zwischenlösung

Jm Rahmen der großen Steuerreform vom Sommer 1925 hatte
die Frage des F·inanzausgleichs, d. h. die Regelung der finanziellen
Beziehungen zwischen Reich, Ländern und Gemeinden, nur eine vor-

läufige Lösung gefunden, die imGesetz über Änderungen des Finanz-
ausgleichs selbst auf den 1..April 1927 besristet war. Bis zu diesem .

Zeitpunkt hätte also die provisorische Lösung durch eine endgültige
ersetzt werden müssen. Aus einer Reihe von Gründen ist es nicht
möglich gewesen, diese Frist einzuhalten und schon jetzt die endgültige
Regelung dieser Grundfrage der deutschen Finanzpolitikx vorzunehmen. .

Diese Gründe sind zum Teil äußerer Natur: die Vorbereitung und

Durcharbeitung der statistischen Unterlagen über die Finanzgebarung
der Länder und Gemeinden, über die Ergebnisse der ersten. Ver-

anlagung zur Einkommensteuer und Körperschaftsteuer und über die

erste Feststellung der Einheitswerte, die vom Gesetzgeber selbst als

unentbehrliche Grundlage im Gesetz angefordert waren, hatte längere
Zeit erfordert, als ursprünglich vorausgesehen war. Die Verwaltung
war durch die Aufgaben, die die Durchführung der umfangreichen
Steuergesetzgebung des Sommers 1925, insbesondere die Feststellung
der Einheitswerte und die Veranlagung der Steuern, die auf diesen
Werten aufbauen, ihr stellten, sehr stark in Anspruch genommen.
Eine weitere Belastung, wie sie eine Änderung des Finanzausgleichs
und insbesondere die in Aussicht genommene Ermächtigung an

Länder und Gemeinden zur selbständigen Anteilfestsetzung an der

Einkommensteuer und Körperschaftsteuer unvermeidlich mit« sich
gebracht hätte, war daher- zur Zeit nicht tragbar. Aber auch tiefer-
liegende Gründe sprachen dafür. die endgültige Lösung der Frage
noch zu vertagen. Die Krisis der deutschen Wirtschaft, die sich
besonders stark bei der deutschen Landwirtschaft auswirkt, ist noch
keineswegs.überwunden. Ein Überblick darüber, wie sich Steuer-

kraft und Steuerbedarf in den einzelnen Teilen des Deutschen Reichs
unter normalen Verhältnissen gestalten werden, läßt sich daher zur
Zeit noch nicht gewinnen. Die Anpassung der Staatswirtschaft und

der Privatwirtschaft an die Lasten, die der verlorene Krieg dem

Reich und mit ithändern und Gemeinden auferlegt hat, und die

mit Notwendigkeit zu der Forderung steigender »Rationalisierung«
der Wirtschaft sowohl wie der Verwaltung führt, ist noch im Flusse.
Schließlich sei noch darauf hingewiesen, daß die endgültigeRegelung
des Finanzausgleichs wesentlich von der Entwicklung der Hauszinss
steuer abhängt, vor allem von der zur Zeit noch nicht zu entscheiden-
den Frage, ob diese Steuer dauernder Bestandteil des deutschen
Steuersystems bleiben soll.

«
«

II. Grundzüge der Regelung durch das Gesetz vom 9. April 1927.

Durch das Gesetz zur Übergangsregelungdes Finanzausgleichs
zwischen Reich, Ländern und Gemeinden vom 9. April 1927 ist die

bisherige Regelung des Finanzausgleichs grundsätzlich auf zwei
Jahre, bis zum 31. März 1929, verlängert worden. Die wesentlichen
Vorschriften dieses Gesetzes seier im folgenden kurz dargestellt:
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l. Beteiligung der Länder und Gemeinden an Reichssteuern.
Die Beteiligung der Länder und Gemeinden an den Reichsfteuern

bleibt in dem bisherigen Umfange aufrechterhalten. Die Länder und

Gemeinden erhalten also weiterhin
von der Einkommensteuer . 75 v.H.
von der Körperschaftfteuer 75 v. H.
von der Umsatzsteuer Zo. v. H.

Die Erträge der Grunderwerbsteuer, der Kraftfahrzeugsteuer und

der Rennwettsteuer fließen ihnen ganz zu nach Abzug von 4 v.H.
des Aufkommens, die das Reich zur Abgeltung seiner Verwaltungs-

. kosten einbehält.
a) Erhöhung der Garantie.

Das Gesetz über Änderung des Finanzausgleichs vom 10. August
1925 hatte den Ländern für sich und ihre. Gemeinden aus den

drei erstgenannten Überweisungssteuern einen Mindestertrag von

insgesamt 2,1 Milliarden . garantiert. Hierzu trat noch eine Sonder-

garantie für die Umsatzsteuer, nach der die Länder an überweisungen
aus der Umsatzsteuer allein im- Rechnungsjahr 1925 mindestens
412,5 Millionen," im Rechnungsjahr 1926 mindestens 450 Millionen

zu erhalten hatten. Durch das Gesetz von-d 9. April 1927 wird die

Garantie für Einkommensteuer, Körperschaftsteuer und Umsatzsteuer
für die Rechnungsjahre 1927 und 1928 auf insgesamt je 2,6 Mil-

liarden erhöht. Die Sondergarantie für die Umsatzsteuer fällt fort.
Das Reich muß also in den Rechnungsjahren 1927 und 1928, wenn

die Anteile der Länder und Gemeinden an Einkommensteuer, Körper-
schaftsteuer und Umsatzsteuer weniger ergeben als 2,6 Milliarden, dies
fehlenden Beträge aus anderen Mitteln des Reichshaushalts ergänzen.
Nach den neuesten Schätzungen des Aufkommens an Reichssteuern
wird damit gerechnet, daß der vom Reich zur Erfüllung der Garantie

zuzuschießendeBetrag nicht mehr als 65 Millionen RM. betragen
wird.

b) Beteiligung der süddeutschen Länder an der

B i e r st e u e r.

Durch ein besonderes Gesetz, das der Reichstag gleichzeitig mit

-dem Gesetz zur Übergangsregelung des Finanzausgleichs verab-

schiedet hat, werden die Überweisungen,die den füddeutschenLändern
nach den Gesetzen über den Eintritt der Länder Württemberg,
Bayern und Baden in die Biersteuergemeinschaft zufließen, wie folgt
erhöht: für Württemberg von 3300 000 auf 8633 000 RM., für
Bayern von U 200 000 auf 45 000000 RM. und für»Baden von

2-200 ooo auf s 755 000 RM.

c) Grunderwerbsteuer.
. Zu: der Grunderwerbsteuer des Reiches erheben die Länder und

Gemeinden Zuschläge, die bisher höchstens 2 v.H., wenn eine Wert-

zuwachssteuer nicht erhoben wird, höchstens 4 v. H. des steuer-
pflichtigen Wertes betragen durften. Vom l. April ab fällt die letztere
Möglichkeit fort, so daß also auch dann, wenn eine Wertzuwachs-
steuer nicht erhoben wird, der Zuschlag 2 v. H. nicht übersteigendarf.
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2. Besondere Berücksichtigungleistungsschwacher Gebiete.

a) Verteilung nach. dem Umsatzsteuerschlussel.
Aus dem Auskommen an Einkommen-, Körperschaftsteuerund

Umsatzsteuer soll für die Rechnungsjahre 1927 und 1978 Je ein Be-

trag von 450 Millionen RM. nach den Vorschriften über die Ver-
teilung der Umsatzsteuer verteilt werden. Das bedeutet, da die

Zo v.H., die den Ländern und Gemeinden von dem Auskommenaus

der Umsatzsteuer zustehen, die Summe von 459 Millionen R-M.

zweifellos nicht erreichen werden, daß auch ein Teil der Einkommen-
und Körperschaftsteuernicht nach dem sonst für die Verteilung von

"

Einkommens und Körperschaftsteuermaßgeblichen Schlussel, sondern
nach dem Schlüssel, der die Verteilung der Umsatzsteuer bestimmt,
verteilt werden soll. Einkommens und Körperschaftsteuerwerden

sonsttnach dem örtlichen Auskommen, die Umsatzsteuerzu zwei
Dri eln nach der Bevölkerungszahl, zu einem Drittel nach dem ort-
lichen Aufkommen verteilt. Dadurch, daß auch ein Teil der Über-
weisungen aus Einkommensteuer und Körperschaftsteuer unter·Berück-
sichtigung der Bevölkerungszahl verteilt wird, soll den Bedürfnissen
der steuerschwachen —- namentlich agrarischen — Länder Rechnung
getragen werden. · -

b) Verlängerung des § Zö.

Im gleichen Sinne wirkt die Verlängerung der Geltungsdauer
des § 55 des Finanzausgleichgesetzes, nach dem für den Fall, daß der
Anteil eines Landes an Einkommensteuer und Körperschaftsteuer,
auf den Kopf seiner Bevölkerung berechnet, in einem Rechnungsjahr
um mehr als 20 v.H. hinter dem Durchschnittssatze zurückbleibt, der
von der Summe der Anteile der Länder auf den Kopf der Gesamt-·

·

bevölkerung entfällt, der Anteil des Landes bis zur Erreichung der

Grenze von 20 v.H. aus den dem Reiche verbliebenen Einnahmen
ani Einkommensteuer und Körperschaftsteuerzu ergänzen ist. Gegen-
über dem bisherigen Stande wird diese Begünstigung leistungs-
schwacher Länder allerdings dahin eingeengt, daß der Betrag, der auf
Grund dieser Vorschrift zu überweisen ist, ein Drittel der Anteile
des Landes nicht übersteigendarf, kein Land also mehr als 100 v.H.
der in ihm aufkommenden Einkommensteuer und Körperschaftsteuer
erhalten kann.

«.c) Berücksichtigung steuerschwacher Gemeinden.

Neu hinzu tritt eine Vorschrift, die die Länder verpflichtet, bei
der Beteiligung ihrer Gemeinden an der Einkommensteuer, der

Körperschaftsteuerund der Umsatzsteuer insbesondere die Lage der

kleineren steuerschwachen Gemeinden zu berücksichtigen

d)Verteilungsschlüssel.
«

Schließlich ind auch die Vorschriften über die Bildung der

Verteilungsschlüsselfür die überweisungen so gestaltet, daß auf die

JnteIsessender Belegenheitsgemeinden, namentlich der Arbeiterwohn-
Sememdem besonders Rücksichtgenommen ist.

37 Mafnahmen zur Vermeidung steuerltcher Ubertastung
,

Um sicherzustellen,daß das Gebot äußersterSparsamkeit in allen
Teilen der öffentlichenVerwaltung überall in dem erforderlichen
Umfangs-.berücksichtigtwird, werden die Vorschriften des § 6 auch
für die ZUkUUstaufrechterhalten. Danach find also auch weiter-

hin für den Fall, daß eine Gemeinde den Bedarf, der aus Steuern,
sonstigen Abgaben und Überschüssender Betriebsverwaltungen zu
decken ist, über den entsprechenden Bedarf des Jahres 1914 hinaus
über Gebühr anspannt, die Landesregierungen berechtigt, die der
Gemeinde zugewiesenen Anteile an Einkommensteuer und Körper-
schaftsteuer zu kürzen. Darüber hinaus ist eine Vorschrift neu eiif
efügt, nach der die Länder verpflichtet sind, die Mehrerträge aus

berweisungen aus der Einkommensteuer, Körperschaftsteuer und

Umsatzsteuer, die über den Betrag von 2,4 Milliarden hinausgehen,
in erster Linie zur Senkung der Realsteuern (Grund-, Gebäude-
und Gewerbesteuern) zu verwenden. Hier tritt eines der Grund-

probleme der künftigen endgültigen Regelung des Finanzausgleichs
zutage: die Frage nach den Beziehungen der Reichseinkommensteuer
zu den Realsteuern der Länder, die Notwendigkeit im Interesse
einer gleichmäßigen steuerlichen Belastung der deutschen Wirtschaft
in ihrer Gesamtheit das Verhältnis der Einkommensteuer des Reichs
zu den Realsteuern der Länder gesetzlich zu regeln. Um in dieser
Hinsicht die nötigen Grundlagen für die endgültige Regelung des

Finanzausgleichs zu schaffen, ist die Verpflichtung der Regierung im

Gesetz vom 9. April 1927 in Aussicht gestellt, bis zum l. Oktober 1927
den Entwurf eines Rahmengesetzes zur Regelung der Realsteuern
und der Hauszinssteuer vorzulegen.

Q. Getränkesteuernder Gemeinden.

Nach der bisherigen Regelung des Finanzausgleichs waren die
Gemeinden berechtigt, Steuern vom örtlichen Verbrauch von Ge-
tränken zu erheben. Dieses Recht sollte jedoch mit dem l. April
d. J. aufhören. Mit Rücksichtdarauf, daß die endgültige Regelung
des Finanzausgleichs zur Zeit noch vertagt werden mußte, schien
die vollständigeBeseitigung dieser recht ertragreichen Steuerquelle
für die·Finanzlage der Gemeinden nicht tragbar. Das Gesetz vom

9. April 1927 gestattet den Gemeinden daher die Erhebung einer
Steuer auf den örtlichen Verbrauch von Bier, die jedoch nur« vom

Hersteller des Bieres oder demjenigen erhoben werden darf, der Bier
in die Gemeinden einführt. Die Steuer darf 7 v.H. des Herstellers
preises nicht übersteigen. Die übrigen Getränkesteuern der Ge-
meinden fallen mit dem 1. April d. J. fort.

5. Erwerbslosenfürsorge.
Finanziell am schwersten fällt zugunsten der Länder und Ge-

meinden die Vorschrift ins Gewicht, die die Länder und Gemeinden
von den Ausgaben für die Erwerbslosenfürsorgeentlastet. Da sich die
Verabschiedung des Arbeitslosenversicherungsgesetzesverzögert hat,
würden die Länder und Gemeinden weiterhin mit den sehr erheblichen
Ausgaben aus der unterstützenden Erwerbslosenfürsorgebelastet
gewesen sein. Diese Ausgaben werden den Ländern und« Gemeinden
nach den Vorschriften des Gesetzes vom 9. April für die Zeit vom
1. April 1927 ab bis zum Inkrafttreten des Arbeitslosenversicherungs-

gesetzes vom Reich erstattet. Die Mehrbelastung, die hieraus für den
Reichshaushalt erwächst,erscheint mit Rücksichtauf die Finanzlage des
Reichs nur dann tragbar, wenn das Arbeitslosenversicherungsgesetz
spätestens am I. Oktober in Kraft treten kann. Die Bestimmungen,
durch die die Kosten der Erwerbslosenfürsorgevom» Reich über-
nommen werden, sollen demgemäß spätestens mit dem Zo. Sep-
tember 1927 außer Kraft treten. ·

über Einheitund -. Mannigfaltigkeit in der ,,Kuliurpoliiik«.
Von Theodor Heuß.

«
Völker, über die eigene Grenze blickend, vereinfachen, was sie

befmNachbarn sehen. Das ist ganz selbstverständlichBestimmte
Elgentümlichkeitemdie als dem eigenen Wesen fremdempfunden
werden, treten mit besonderer Eindringlichkeit ins Bewußtsein und

Verdrängendie Züge, die Dokumente des Wechsels und Reichtums
sein wollen und sein würden, wenn nicht eben diese primitive Kraft
zUr Eindeutigkeit vorhanden. Die Witzblätter aller Nationen sind das

Schulbuchsolcher Erkenntnis. Sie arbeiten alle mit bestimmten
festgelegtenTypem Ob solcher Typ einmal von einem einfallreichen
Kopf erfunden, von einem eindrucksstarken Stift gestaltet wurde, das

mag»man dann historisch feststellen -— daß der Typ übernommen,
variiert, verstanden wird, daß er sichszu einer festen und bleibenden

Verstellung verdichtet, dass ist doch das Entscheidende. Denn es
Offenbart sich darin jener charakteristische Zug, das Fremde,.den
Fremden als eine Einheit zu sehen. -

.
Schauen die Völker auf ihr eigenes Wesen, so kommensie bei

einem äIMUchen Verfahren in einige Verlegenheit. Denn die Rahe
des Blickfeldes verwirrt und-erlaubt nicht so sehr," diesenoder Jenen

EifkdruckaUSzUscheidemZwar machen sie sich, polemisch oder apolos
Sensckb Euch einen JdealtYpus zurecht —- der deutsche Michel,fdie
stänzösischeMarianne —, aber der ist dann doch blasser, weniger

geschlossen, eine Hilfskonstruktion. Und ähnlich verläuft das Suchen
nach einer erklärenden Antwort, wenn ein Volk die Frage nach
seinem eigenen Wesen aufwirft. Es braucht einer nie in Frankreich,
Italien oder England gewesen zu sein, um mit einer schönenSicher-
heit zu sagen: so ist d er Franzose, d er Italiener, d er Engländer.
Da gibt es gar kein unsicheres Tasten. Aber wenn er de n Deutschen
beschreiben will, gerät er ins Stottern und hilft sich daraus nur mit
einer sehr allgemeinen Phraseologie, die nicht charakterisiert, sondern
bewertet, mit Plus- oder Minuszeichen arbeitet, je nach Tempera-
ment oder Anlaß. Die Unsicherheit der Ansage flüchtet dann in die

überlegung daß der Deutsche nun im Grunde doch keine Einheit sei,
sondern eine Vielheit —- der Stammescharakter wird herausgearbeitet,
ihm gegenüber werden die Begriffe fester, die Anschauungen sinn- -

.

f

licher, und was zunächst leichte Verlegenheit war,. wird Lob des

Reichtums. .

Das ist nun kein ausschließlich deutscher Tatbestand, aber in

Deutschland wird er durch die historische Konstruktion unserer Staat-
lichkeit zu einem staatspolitischen Problem. Für Frankreich-, Italien
oder England trifft das nicht zu. Wenn man bei diesen Staaten be-

ginnt, sich selber zu psychologierem gerät man bald genug in ähnlichk
Situationen wie bei uns: die Differenzierung innerhalb des Volks-
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körpers stark genug zu empfinden. Der Mann aus "Mailand oder
Turin schimpft auf den Kalabresen oder Neapolitaner; denn sein
Fleiß sei es, der die Faulheit oder Sorglosigkeit der Leute da unten

mit ernähren müsse. Wenn die Engländer aus Kent und Sussex von

«

loyd George als« dem Walliser reden, wenn das »Keltische« seines
,

lutes und seiner Art betont wird, worin-keine Schmeichelei be-

griffen ist, wenn der Schotte aus dem Hochland in einer etwas

ironischen Romantik erscheint, so bekunden sich darin- Gesinnungen,
die dem Deutschen mit Einzelpersönlichkeiten oder Gruppen durch-
aus geläufig sind. Nicht anders ist es in Frankreich. Grenoble
und Brest, Cette und Dünkirchen haben volksmäßig, wenn man von

Sprache und Geschichte absieht und auf den Stammesuntergrund
zurückgreift, verteufelt wenig miteinander zu- tunz das bei uns in

Deutschland als schlechthin geschlossen angenommene Einheitsgefühl,
angenommene Bewußtsein der Franzosen hat in den ersten Kriegs-
monaten 1914 eine sehr peinliche Belastungsprobe durchgemacht, als
man in Paris und im Norden die provenzalischen Regimenterz die

Leute des «Midi«, für die militärischen Niederlagen verantwortlich
machen wollte.

Diese Beispiele sind geschlossenen Einheitsstaaten entnommen,
sie lassen sich vermehren und vielleicht noch schärfer akzentuieren,
wollte man nach Spanien greifen oder nach dem südslawischenKönig-
reich — hier freilich sind ja die Fragestellungen noch allzu jung und

vielleicht dem Problemkreis vergleichbar, vor dem sich Preußen nach
1815 sah, als sein protestantisch-östlicherKern durch den katholisch-
rheinischen Gebietskreis erweitert worden war. Die, wenn man so
sagen will, pädagogische Nutzanwendung des vorgetragenen Ge-
dankengang-s für die deutschen Verhältnisse liegt auf der Hand: Die
rationale Vereinheitlichung der staatlichen Institutionen, also etwa

dieszSchaffunggleichgearteter Justiz- und Finanzverwaltungen, ein-

deutiger Hoheitsrechte und Befehlsstellen, löscht den Reichtum land-

schaftlicher, landsmannschaftlicher Gebundenheiten, Traditionen,
Sonderwerte nicht aus.

s

Sind das aber denn nun nicht Selbstverständlichkeitemdie mit
dem Aufwand fremder Parallelen vorzutragen sich eigentlich nicht
recht lohnt? Gewiß, es handelt sich nicht um interessante Ent-

deckungen, sondern um im Grunde ziemlich banale Tatsachen; aber
- das Schicksal hat es- so gewollt, daß sie im tagespolitischen Betrieb

vermischt, vergessen, zugedeckt wurden. Und daß je und je in der

innerdeutschen Auseinandersetzung über die »Zuständigkeit« von

Reich, Ländern und· Gemeinden die ältesten verstaubten Ladenhüter
aus der Rumpelkammer der Argumente herausgeholt werden, mit
dem Anspruch, als das blinkende Metall der Wahrheit hingenommen
zu werden. Sie lauten: es ist der Reichtum des deutschen Wesens,
daß es nicht über einen Kamm geschoren werden kann, es wehrt sich
gegen den »öden Zentralismus« der fremden Völker; eine Ver-

armung an Eigenart müßte in der kulturellen Farbigkeit der deut-

schen Stämme eintreten, wollte man —«ihremSonderleben gemein-
verbindliche Normen staatlicher Art aufzwingen. Und wie es sonst
noch lauten mag. —

Es liegt uns in diesem Augenblick nichts an der immer aus-

sichtslosen Polemik gegen den Ablauf der deutschen Geschichte, die

gerade unserem grenzpolitisch so ungünstig gesiedelten- Volkstum die

geschlosseneStaatlichkeit schuldig geblieben ist. Die Tatbestände, wie

sie wurden, müssen gesehen- und anerkannt werden; wie weit sie
»hingenommen«werden mögen, entscheidet der eine so, der andere so;
je nach politischem Willen. Diese Frage sei für unseren Zusammen-
hang vernachlässigt. Worüber man sich aber langsam verständigen
könnte, ist doch dies: daß aus« den staatspolitischen Auseinander-

setzungen über die Zweckmäßigkeitstaatlicher Gestaltung, handle es

sich um Dinge der Gesetzgebung oder der Verwaltung, bestimmte
Gruppen von Zeugnissen und Bekundungen ausfcheiden, die die

Fragen verwirren und die Antworten verwischen. -

Der Staat kann durch Gesetze und Erlasse Kultur nicht anordnen

und verordnen; er kann durch bestimmte zivilisatorische Maßnahmen
«

hemmend oder fördernd auf deren Wachstum einwirken, kann günstige
oder ungünstige Lebensbedingungen beeinflussen, das schöpferische
Leben kann er selber mit Paragraphen, Geschäftsordnungen, Jn-
stanzen, kann es auch mit Finanzen nicht selber schaffen. Wissen-
schaft und Kunst sind doch nur im äußerlichsten Sinne als staatliche
Veranstaltungen zu« nehmen. Der Staat mag, soll, muß sich ihrer
»P"-f1ege«widmenz das Ergebnis wird letztlich doch von anderen

Kräften bestimmt, mag man diese im individuellen Schöpfertum oder
in den nichts ausdeutbaren Wirkungen vontieferen Lebenszusammew
hängen, Traditionen, »Zeitgeist«, »Volksgeist«finden. Wird diese
These angenommen, dann ist es im Entscheidenden vollkommen un-

erheblich, wie die »Jnstanz« der Kulmrpflege staatsorganisatorisch
eingegliedert erscheint: ob »Reich sache«, »Ländersache«, Gemeinde-

angelegenheit; die einzige Erhebli keit bleibt, ob die Instanz gute
und verständige Arbeit leistet.

·
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-Jm Deutschen- Reich ist, aufs Ganze gesehen, die öffentliche
»Kulturpolitik« Länderangelegenheit. Das ist historisch zu verstehen,
da die territorialen Staatssouveränitäten früher da waren als das

Reich, und das Weggeben von Souveränitätsrechten eine sehr
zögernde und zunächst mehr die äußeren Machtfragen betreffende
Entwicklung war; Es mag im übrigen, aus Gründen der Personal-
politik, der übersehbaren Wirkungen von Nachbarschaftsanitiative,
ganz zweckmäßigsein, daß es bis heute -so geblieben ist —- das bleibe

unerörtert. «Aber was unleidlich werden mußte, ist dies, daß
dieser an sichgeschichtlichen Tatsache ein Glorienschein aufs Haupt ge-

stülpt wurde, der nun »Land« und »Kultur« gleichsetzt, und den

unscharfen, aber immer ein bißchen eindrucksvollen, wohl eingehen-
den und still pathetischen Begriff der Kultur-bemüht um sehr un-

sentimentale und unpathetifche Dinge- in dem Herrschaftsanspruch
einzelstaatlicher Bürokratienzu verklären. Denn darum handelt es sich.

Die Mannigfaltigkeit des deutschen kulturellen Lebens, denke
man an Kunst oder Dichtung, an philosophischeDenkart oder volks-

tümliche Lebensform, hat mit dem Aufbau »derdeutschen Länder ganz
und: gar nichts zu tun. Das klingt ein bißchengrob,«aber es ist doch
so. Die objektiven Kräfte, die in diese Bezirke hineinwirken,s sind
die religiösen Komplexe und das Wesenhafte einer Stammes-

gebundenheit, wo solche unzerstört geblieben ist.
-

Zwar sind die reli-

giösen Gruppierungen in Deutschland einmal das Ergebnis sehr ein-

deutiger und auch areligiöser Staaträson gewesen, in dem ouius

regio eius religio, und an diesem Punkt kann man noch am ehesten
sagen, daß die Staatspolitik ziemlich unmittelbar kulturschöpferisch
wurde, indem sie eine bestimmte konfessionelle Atmosphäre bannte,
wenn auch nicht- erzeugte.--——Dochl als im« 18. sund 19.- Jahrhundert
diese Jdentität von Territorium und Konfession zerstört wurde (Er-
oberung Schlesiens durch Friedrich II., Reichstagsdeputationshaupt-.
schlußvon 1803 usf.), sank dieses Element hinweg; der Staat säkus
larisierte sich einigermaßen gegenüber den religiösen Beständen, die

aber nun freilich autonom mannigfach genug wirksam blieben. Das
Schicksal der deutschen Stämme aber wurde, daß sie von der dynastis
schen Geschichte, durch Erbvertrag, Erwerb und Eroberung wahllos
zerrissen und vereinigt wurden: kein deutscher Stamm hat die Her-
berge seiner Siedlungsgrenzen behalten, kein deutscher Staat von

einiger Ausdehnung, der nicht verschiedene Stämme in sich ver-

· einigte. Man braucht dabei gar nicht bloß an Preußen oder Bayern
zu- denken," die mit einer Vielheit an Stammesarten zu rechnen
haben, auch wenn man sich daran gewöhnt hat, breit von einer

preußischen oder bayerischen Eigenart zu sprechen, um die Stammes-

eigentümlichkeit eines Staates zu fassen.
Nun ist freilich auch der Stamm zwar etwas Gegebenes, aber

doch auch nichts Absolutes. Daß man ihn für die Struktur des

Staatsbaues in Anspruch nimmt, ist rückschauendeRomantik, und
es würde vermutlich für das innere Gefüge des Reiches nicht gerade
eine Verfestigung sein, wollte man seine inneren Grenzen den

Siedlungsgrenzen der Stämme entlangführenz daß es gerade hier
überschneidungenund Verzahnungen gibt; erscheint uns als eine der
wenigen glücklichenErbschaften der Vergangenheit Dabei sind nun

zwei Entwicklungstendenzen unverkennbar: das landsmannschaftliche
Sondergefühl ist mit Heimatpflege, mit der Literarisierung von Lokal-

geschichte und Volkskultur erneut gewachsen, vielleicht in manchem
-

gekünstelt; aber im ganzen bedeutet dies doch, wo es sich als eine

geistige Angelegenheit begrenzt, eine gesunde Abwehrhaltung. Ab-

wehr gegenüber der anderen Tendenz. Nicht durch eine staatliche
Gesetzgebung, sondern mit der»kapitalistischsindustriellenEntwicklung
setzte jenes Großstadtwachstum ein,"jene Verstädterung des deutschen
Menschen, die aus hundert Heimaten und Herkünften, aus Stämmen
und Gebundenheiten die Menschen löst, und in neuer Umgebung sie

s zu typischen Lebensformen und Gewöhnungen umprägt. Es ist
ziemlich gleichgültig, ob man diese Bildungen mit dem Enthusiasmus
des Ja, Jasagenden Journalisten oder mit dem Nein, Nein des

idyllischen Heimatromantikers begrüßt, beklagt —- sie sind vorhanden
und unabwendbar. Sie schaffen .Vereinheitlichungen, in denen die

Sonderart zwar nicht immer und unmittelbar ausgelöscht, aber in —

ihren Kanten gemildert wird. Auch dieser Prozeß ist von staatlichen
Ansprüchenundvon einem kulturellen Grenzwächtertum völlig un-

.

abhängig.
«

—

Er ist übrigens im Bezirk der westeuropäischenVölker eine ge-
meinsames Erscheinung. Aber sie vollzieht sich nicht in einheitlichem
Bewußtsein, weil—etwa Paris und London die einheitliche langsame
Schöpfung einer staatlich geschlossenenNation, das Berlin des letzten
halben Jahrhunderts aber das Ergebnis einer stürmischen Kolonis

fation ist. Darum sind bei uns die Auseinandersetzungen, ganz ab-

gesehen von der staatspolitischen Verzierung, mit der wir sie über-
laden, herber, mißtrauischer und unbehaglicher als anderwärts. Aber
es würde schon ein- Gewinn sein, wollte man ihr Wesen erkennen
und von der landesüblichen Empfindsamkeit entlasten.
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KoukvrdaisfraN
Von Dr. RudolfLehnhart.

Bereits seit einem Jahrhundert waren für den größten Teil des

jetzigen Reichsgebietes Verträge mit dem HI. Stuhle,.also; Konkordate
in Geltung-: fürBayern dasKonkordat von 1817, für Preußen,
Hannover und die Staaten am Oberrheim Württemberg, Baden,
HefsensDarmstadt, Kurhessen und HessensNassau die sogenannten
Zirkumskriptionsbullen aus den Jahren 1821 und 182.4, sowie die

Bulle über die Bischofswahl in den Diözesen Freiburg, Rottenbura,
Mainz, Fulda und Limburg aus dem Jahre 1827. Die Form dieser

. Bullen ändert am Konkordatscharakter ihres Inhaltes nichts. Die
Bulle De salute animarum aus dem Jahre 1821 z. B. it das Ergeb-
nis der zwischen Preußen und dem HI. Stuhle durch iebuhr und
Kardinal Consalvi über gemeinsame kirchenpolitische Angelegenheiten
geführten Verhandlungen, Kirchengesetz seit ihrer Promulgation durch
Pius VII» preußischesStaatsgesetz durch ihre Aufnahme in die

preußischeGesetzessammlung (Jahrgang 1821 S. llfo.).
Der Grund für die damaligen Verhandlungen und Vereinbarun-

gen der deutschen Fürsten mit dein Papste liegt in den Veränderungen-
die die Säkularisation im Jahre 1803 auf kirchlichem Gebiete

geschaffen hatte: sie hatte diealte Diözesaneinteilungaufgelöst, der

weltlichen Herrschaft der Bischöfe ein Ende bereitet, das Kirchengut
(mit Ausnahme des Pfarrvermögens) zum weitaus größten Teile
dem Staate überwiesen. Es mußten also neue Bistümer errichtet, die

Bischofsstühle neu dotiert und ihre Besetzung neu- geregelt werden-
An allen drei Aufgaben wußte sich der Staat interessiert und beteiligt-
die Dotierung der neuen Diözesen war den säkularifierenden Fürsten
durch § so des Reichsdeputationshauptschlusses formell zur Pflicht
gemacht. Die Diözesaneinteilungkonnte ihnen infolgedessen auch-nicht
gleichgültig sein. »Man wünschte außerdem im allgemeinen den

Grundsatz der Landesbistümer gewahrt: die preußischen Bistümer
sollten sich mit dem preußischenTerritorium decken, die bayerischen
mit den bayerischen usw« die des Reiches mit dem Reichsgebiet. Die
Ausnahmen, die hier die Bulle De salute animarimi an der

preußischsösterreichischenGrenze machte, waren von Preußen aus

politischen RücksichtenOsterreich gegenüber gewollt." Was endlich die

Besetzung der Bischofssiühle angeht, so wünschten die Fürsten wegen
-

der kulturellen Bedeutung des Amtes ein positives Mitwirkungss
recht, der katholische König von Bayern sogar das Recht der Be-

nennung neuer Bischöfe.
Diözefen sowie die Besetzung der Bischofsstühle bildeten denn auch
den Jnhalt der vorhin erwähnten Verträge mit dem Hl. Stuhle. Nur
das baYerischeKonkordat ging weiter.

·

Von diesen Tatsachen müssen wir ausgehen, wenn wir in der

Frage eines heutigen Konkordates richtig urteilen wollen. Weildie

ethähntenkonkordatären Abmachungen den internationalen Ver-

MESM gleichgeachtet werden, haben fie die innerpolitische Um-

WCUZXMØdes Reiches an und für sich überdauert. Anderfeits sind fie
VOU Ihr doch nicht unberührt geblieben. Das tritt deutlich in der

Fkage der Besetzung der Bischofsstühlehervor. Die alten Verträge
mit dem HL Stuhle geben- hierin dem Staate ein positives Mit-

. Wlkklmgsrecht Die Weimarer Verfassung-dagegen schließt ein solches
aus. Es wird aber auch dein Staate von-heute nicht gleichgültigsein,
Wer dXISPischofsamtinnehat. Er wird deshalb vielleicht wünschen-
daß sichdie Kirsche vor der endgültigen Ernennung eines Bischofs
mit ihm ins Benehmen setze, damit er etwaige politische Bedenken

SelkeUPmachen könne —- eine negative Einwirkungdes Staates auf
die Bischofswahl die sich auch mit Art. 137 Abs. 3 der Reich-ver-
fassung vereinbaren ließe «--—, und die Kirche kann diesem wunsche
entgegenkommen,wie sie es z. B. im bayerischen Konkordat getan
hat. Eine Reuordnung der Diözefangrenzen käme, auch wenn wir
von den innerkirchlichen Bedürfnissen, die heute andere sein können
als vor 100 Jahren und immerhin wohl auch ihre Berücksichtigung

Die Umschreibung und Dotierung der«

verlangen dürfen, infolge der territorialen Veränderungen, die der
-

Versailler Vertrag geschaffen hat, besonders im Osten den staatlichen
Jnteressen entgegen. Daß endlich die Frage der finanziellen Bei-

hilfen des Staates für katholische Zwecke — von Art. 138 der Reichs-
verfassung ganz abgesehen —- nach 100 Jahren jährlicher Zahlungen
in Münze und nach der Jnflation zweckmäßigneu geregelt wird,
auch( wenn dabei die Höhe der in den zwanziger Jahren des letzten
Jahrhunderts festgesetzten Beträge nicht überschritten werden soll,
dürfte sich von selbst verstehen. Als in Preußen unter Kultusminister
Bölitz die Verwaltungskosten der evangelischen Landeskirche geregelt
«wurden, nahm der Landtag zudem ausdrücklich den Entschließung--
antrag an, daß eine ähnliche Regelung mit der katholischen Kirche
bald getroffen werden solle.

Alle diese Reuregelungen, die gerade das staatliche Jnteresse
berühren, ließen sich aber nur schwer treffen ohne neue Verein-

barungen mit dem HL Stuhle. Es ist zwar im Verlauf der Kon-

kordatsdiskussion immer wieder die Frage aufgeworfen worden, ob

ssich denn die berührten Punkte nicht durch einseitige staatliche Gesetz-
gebung ordnen ließen. Man hat dabei auf Württemberg hingewiesen,
das tatsächlich eine solche einseitige Regelung durch Landesgesetz
getroffen habe. Wir glauben indes jene Frage vom Standpunkt des

Staatsrechts aus« verneinen zu müssen. Das Beispiel Württembergs
dürfte jetzt jedenfalls eher das Gegenteil von dem beweisen, was es

beweisen- soll. Jn dem in Frage kommenden Gesetz sind ausschließ--
lich finanzielle Angelegenheiten geregelt, und das, was wir gelegent-
lich der Wahldes neuen Bischofs von Rottenburg gehört haben, zeigt,
daß auch die lwürttembergischeRegierung der»Auffassung ist, Ver- .

handlungenmit Rom wenigstens zur Reuordnung der Besetzung des

Bischofsstuhlesnicht«umgehen zu können. Maßgebendmögen dabei

für die. württembergischeRegierung zwei Erwägungen gewesen sein-
die allgemeine Geltung haben: wenn die vor 100 Jahren abge-
schlossenenVerträge Jetzt notwendig der Ablösung durch eine Reu-

, regelung bedürfen, weil sie auf die neuen Verhältnisse seit 1919 nicht
mehr anwendbar sind, so können sie nach internationalem Recht bloß
abgelöstwerden durch neue Verhandlungen zwischen denjenigen, die

sie seinerzeit abgeschlossenhaben: den deutschen Regierungen auf der«
einen und dein Hi. Stuhle auf der anderen Seite. Als am Z. Mai
1898 im preußischenLandtag der Antraggeftellt wurde, einen Punkt
der Bulle De salute animarum, also des Vertrages von 1821, JU-
ändern, erklärte die Regierung sofort, daß für eine solche Änderung
auf kirchlicherSeite ausschließlich der HL Stuhl zuständigf ei. Das

gilt auch heute nach. VieReichSverfassung stellt ferner den rundsatz
allgemeiner Bekenntnisfreiheit auf. Bekenntnisfreiheit verlangt aber -·

als Kot-relat, daß der Staat da, wo . er Angelegenheiten einer

Religionsgesellschaft behandelt, die ihr eigentümliche Verfassung
berücksichtige.Die Anwendung auf unseren Fall ergibt sich·Voll selbst-

Wir haben oben nur von der Reuordnung der Angelegenheiten
gesprochen, die bereits egenstand von Vereinbarungen zwischen dem
Staate und dem Hl. Stuhle gewesen find.f Die in den Zirkums
skriptionsbullen behandelten Materien dürften auch den Kern der
neuen Abmachungen bilden. Ob andere Angelegenheiten dazu
kommen, ist abzuwarten· Man könnte z. B. an, die Ausbildung und

Anstellung der katholischen Geistlichen denken.. Anderseits ist doch
wohl nicht anzunehmen, daß sich weitere Konkordate ganz im

Rahmen des bayerischen halten werden. Abgesehen davon, daß eine

Reihe der Bestimmungen des bayerischen Konkordats nur. eine An-
»

wendung der in der Reichsve assung den Religion-gesellschaften«
verliehenen Freiheiten und Mög ichkeiten darstellen, wird man sich
auch auf kichlicher Seite der Einsicht nicht-verschließen, daß sich
die Verhältnisse eines überwiegend katholischen Landes nicht ohne
weiteres auf Länder mit katholischer Minderheit übertragen lassen.

W

- WeltwirtschaftlicheProbleme der Gegenwart
Von Dr. Max RosscheL

·

Nicht minder schwer als die politischen waren die wirtschaft-
llchen Folgkn des Krieges. Er hat das --in langen Friedensjahrzehnten
Seschassenedichte Netz der internationalen Wirtschaftsverflechtung
Zemssem die einstige Harmonie der weltwirtschaftlichen Beziehungen
Und des gegenseitigen Warenaustauschs empfindlichgestört. Schon
wahrend der Kriegsjahre deuteten sich neue Entwicklungslinien »

in

deV weltwitkschaftlichen Beziehungen an; aber erst nach dem

Friedensfchlußwurde offenbar, welche bedeutsamen Verlagerungen
M der Weltwirtschaft eingetreten waren. zwar traten alle Volker
wieder, dem Charakter ihrer Wirtschaftsorganisation gemäß, in

skegeke wmschaftliche Beziehungen zueinander;-doch- das Gesamtbild

der Weltwirtschaft war völlig gewandelt. Reue Probleme waren

aufgetreten und hatten die- al«ten,«die der Vorkriegswirtschaft der

Völker das Gepräge gaben, verdrängt. Die eine Reihe dieser neu

aufgetauchten weltwirtschaftlichen Probleme leitet sich aus Fragen . ,

der Produktion,. der Verteilung und der Zirkulation
d e r G ü t e r her; die andere Reihe umfaßt vor allem das IV e l t -

·

schubdenproblem, das· Wlährungsi und das Bevöl-

kerungsptoblem. »

.

. l. Das Produktion-problem
«

Das P r o d u k t i o n s problem liegt in dem Mißverhältnis
zwischen weltwirtschsaftlichem Angebot und weltwirtschaftlicher Nach-
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frage begründet. Die Produktionskosten sind durch Kriegsausgaben
-aller Art, Kriegsschulden, höhere Kapitalzinsen, Soziallasten und

Zölle, zum Teil nicht unbeträchtlich erhöht, und diese Erhöhung
findet ihren sinnfälligen Ausdruck in der allgemeinen Teuerung.
Diese Teuerung führte im Zusammenhang mit der Verarmung des

durch den Krieg erfchöpften und durch die Friedensschlüsse ums-

gestalteten Europas zu einer Verringerung des Absatzes. Bei der

Wechselwirkung zwischen Produktion und Absatz wurde durch eine

Absatzverringerung wiederum eine Einschränkung der Produktion
hervorgerufen, die ihrerseits Zusammenbrüche von Unternehmungen
und Arbeitslosigkeit zur Folge hatte. Notwendig ist zunächst zur
Lösung des Problems eine Steigerung des Weltbedarfs an Waren,
die nur mit einer Preisverbilligung in der Weltproduktion Hand in

Hand gehen kann. Vorbedingung dazu ist wiederum eine zu-
reichende Kapitalneubildung Solange riesige Länderkomplexe wie

China und Indien mit ihren ungeheuren Menschenmassen für die

kapitalistische Wirtschaftsform nicht reif sind, sondern Haus- und

Bedarfsdeckungswirtschaft betreiben (mit naturgemäß geringem Ver-

brauch an fremden Gütern)« muß vor allem eine Bedarfssteigerung
Mitteleuropas und Rußlands als Voraussetzung für die Lösung des

Problems angesehen werden. "-

In den Problemkomplex weltwirtschaftlicher Produktionsfragen
ist auch das internationale Rohstoffproblem eingeschlossen.
Da wichtige für die Industrie unentbehrliche Rohstoffe von wenigen
Ländern gewonnen werden «- das britische Reich z. B. verfügt fast
ausschließlich über die gesamte Erzeugung von Inte, Rickel,
Kautschuk, Wolle, und auf die Vereinigten Staaten von Amerika

entfällt mehr als die Hälfte der Weltproduktion an Eisen-, Baum-

wolle, Kupfer, Öl sowie, in gewisser Hinsicht, auch an Kohle —,

besteht die Neigung zur Schaffung von Weltrohstoffs
monopolen zwecks Produktionseinschränkung,. Preisfestsetzung
und Absatzregelung. Das bedeutet für die übrigen Verbrauchsländer
Verteuerung und Erschwerung des Bezuges lebenswichtiger Roh-
stoffe. Die Lösung muß auf dem Wege einer die Interessen der

Rohstoffproduzenten und der Verarbeiter und Verbraucher aus-

gleichenden Verständigung erfolgen.
-

In diesem Zusammenhang ist auch das internationale
K a rtellpr o b lem zu erwähnen. Die Entwicklung der letzten
Jahre hat die Frage aufgeworfen, wie die in diesem Ausmaß früher
nicht gekannten, an Bedeutung ständig wachsendenindustriellen Ver-

einbarungen vom Standpunkt der Produktion, des Verbrauchs, ins-

besondere der Arbeiterschaft, zu beurteilen sind; ob sie — was er--

wünscht wäre — auf einheitlicher Grundlage rechtlich zu regeln
sind; ob eine internationale Trustbildung oder eine losere Ver-

.
einigung in Form von Kartellen und Syndikaten vorzuziehen ist.

Für die Lösung des Produktionsproblems in der Welt ist eine

wichtige allgemeine Voraussetzung die Beschaffung und der schnelle
Austausch statistischer Angaben, namentlich über die industrielle
Gütererzeugung.

s

Was die landwirtschaftliche Produktion anbetrifft,
so sind Strukturwandlungen insofern eingetreten, als Rußland und

Rumänien für die Deckung des europäischen Zuschußbedarfs an

Weizen weggefallen sind und West- und Mitteleuropa mit seinem
Weizenbezug fast ausschließlich auf Überseegebiete angewiesen ist.
Darüber hinaus hat eine starke Verschiebung von der Getreide- zur
Mehleinfuhr stattgefunden. Überdies sind die tiefgreifenden Wirkungen
des Krieges auch in der Agrarproduktion selbst zu spüren. Die

Landwirtschaft, namentlich die deutsche, leidet unter großemKapital-
mangel, und auch die Preisfrage hat zeitweise zu erheblichen
Schwierigkeiten geführt. ,

Ein weiteres mit dem Komplex der Produktionsfragen
zusammenhängendes Teilproblem ergibt sich daraus, daß·sichinfolge
der durch den Krieg entstandenen oder geförderten I n du strialis
sierung wirtschaftlicher Reuländer (Iutefabrikenund

·

Baumwollspinnereien in Indien, Reismühlen in Siam und

.Jndochina, chemische Fabriken in Australien zur Verhüttung seiner
Erze, Gerbstoffabriken in Argentinien, Weizenmühlen in den Ver-

einigten Staaten von Amerika und Kanada usw.) heute eine gewisse
Überlegenheit der Rohstoffländer und andrerseits, als Gegenströmung,
ein Streben der alten Industrieländer nach- Vervollkommnung ihrer
Qualitätsarbeit bemerkbar macht. Wieweit sich«diese Entwicklungs-
tendenzen in Zukunft durchsetzen werden, hängt von einer Reihe von

wirtschaftlichen Faktoren ab; vor allem von der weiteren technischen
und industriellen Durchbildung der überseeischen Länder, von der

Entwicklung der Verkehrsverhältnisse sowie von dem Grad der

künftigen Aufnahmefähigkeit der Absatzmärkte in der Welt.

ll. Das Absatzproblenr.
Das führt uns zum Verteilungs- oder Absatz-

problem.· Es ift letzthin ein Preissenkungsprosblem
Nur bei entsprechender Preisermäßigung ist der Absatz von Waren,
insbesondere von Oualitätserzeugnissen, zu steigern. Eine Erhöhung
des Absatzes ist der Schlüssel zur Besserung der Wirtschaftslage: sie
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führt eine Produktionssteigerung herbei und dadurch vermehrte
Arbeitsgelegenheit, also Überwindungder Arbeitslosigkeit und erhöhte
Kaufkraft. Das Zirkulationsproblem ferner umfaßt die B e -

lebung des zusammengeschrumpften, unter zahlreichen
Hemmungen des Protektionismus leidemden W e l t h a n d e l s : durch
Aufhebung der. Eins und Ausführverbote und -beschränkungen, durch
Gleichberechtigung von Staatsangehörigen und Gesellschaften eines
anderen Landes, Abtragung der übermäßig hohen Zollmauern,
Schaffung eines einheitlichen Aufbaues der Zolltarife und gleich-
mäßiger Verzollungsvorschriften. Ferner kämen Vereinbarungen
über das sogenannte Dumping (Schleuderausfuhr), Beseitigung der

Diskriminierung durch Transporttarife und der besonderen Belastung
der eingeführten fremden Ware im Steuerwege, Vereinbarungen über
die Subventionen (direkte und indirekte Subsidien), Schaffung einer

einheitlichen -Handelsschiedsgerichtsbarkeit und eines internationalen

Rechtsschutzes für gewerbliches und eistiges Eigentum in Frage und

schließlichweitgehende zielbewußtezusammenarbeitauf dem Gebiete
des Verkehrswesens (Eisenbahnen, Seeschiffahrt, Binnenschiffahrt,
Post- und Schnellnachrichtenverkehr, Kraftwagenwesen, Luftverkehr)
zur Herbeiführung eines möglichst hohen Grades von Schnelligkeit,
Wohlfeilheit, Betriebssicherheit, Regelmäßigkeit und Pünktlichkeit
innerhalb der ganzen zivilisierten Welt.

lll. Die internationale Verschuldung und das Währung-problem

Während die bevorstehende Weltwirtschaftskonferenz dem

Zirkulationsproblem einen breiten Raum in den Verhandlungen ein-
räumen wird, will sie jedes Eingehen auf das überaus wichtige
S chuldenprob lem vermeiden. Probleme internationaler Ver-

schuldung sind zwar nicht erst eine Folge des Krieges, gab es doch
schon früher im internationalen Kapitalverkehr Gläubiger- und

Schuldnerländer; sie haben aber heute eine besonders große Be-

deutung. Es handelt sich jetzt in erster Linie um den Ausgleich
der gewaltigen, durch den Krieg entstandenen interalliierten Ver-

schuldung und um die für Deutschland im Dawesplan einstweilen
geregelten Reparationen, ferner um die Verzinsung und Tilgung der

insbesondere von europäischen Wirtschaften an fremden Kapital-
märkten aufgenommenen Anleihen. Für dieses Schuldenproblem
der Nachkriegsjahre ist eine vielbeachtete Tatsache von grundlegender
Bedeutung: die Vereinigten Staaten von Amerika sind Welt-

gläubiger geworden, während die europäischen Länder zum großen
Teil verschuldet sind. Nur England ist von den kriegführenden
Staaten Europas Gläubiger geblieben, während vor allem Deutsch-
land und Frankreich Schuldner anderer Länder, namentlich der Vers

-

einigten Staaten von Amerika, geworden sind. Die ungeheure Ver-

schuldung zugunsten eines einzigen Gläubigerlandes wirkt infolge
der ständigen, die Produktionskosten steigernden steuerlichen und

finanziellen Belastungen auf die« weltwirtschaftliche Lage be-

unruhigend und nachteilig. Da die Länder, die den Hauptteil der

deutschen Reparationszahlungen erhalten, den Vereinigten Staaten

verschuldet sind, werden letzten Endes die Vereinigten Staaten auch
Empfänger der deutschen Reparationsleistungen. Besonders schwierig
wird das Problem noch dadurch-, daß die Abdeckung der deutschen
Reparationslasten nur auf dem Weg der gesteigerten Waren-

ausfuhr möglich ist, und daß die Gläubigerländer nicht in der

Lage und auch nicht geneigt sind, mehr als bisher deutsche Waren

aufzunehmen. Entweder müßte die deutsche Reparationsverpflichs
tung erheblich herabgesetzt oder die deutsche Ausfuhr willig auf-
genommen werden. Neben den Kriegsschulden sind schließlich die

sonstigen europäischen Wirtschaftsschulden an die Vereinigten Staaten

zu tilgen, die bereits jährliche beträchtliche Zinszahlungen bedingen,
aber an Bedeutung den Fragen der Kriegs- und Reparationsi
verschuldung gegenüber zurückstehen. —

Die Lösung des Währungsproblems verlangt, nachdem
sich herausgestellt hat, wie der Währungszerfall und die Unaus-

geglichenheit der Währungen verschiedener Länder den freien Waren-

austausch hemmen und zum Valutadumping führen, baldige Ein-

führung der auf Gold fundierten Geldverfassung in allen Ländern.

(Von diesem Valutadumping ist das obenerwähnte Dumping schlecht-
hin zu unterscheiden, bei dem bei fester Währung, sei es infolge
staatlicher Wirtschaftspolitik, sei es durch die Preispolitik von

Produzentenverbänden die Ausfuhr zu niedrigeren als den Jnlandss
preisen erfolgt.) Die Goldwährung ist eine entscheidende Voraus-

setzung für einen geregelten weltwirtschaftlichen Verkehr, weil sie
die Preise««im Inlande ausgleicht und« die inländischen Preise an

die Weltmarktpreise anpaßt. Erwähnt sei in diesem Zusammenhang
noch die in der Offentlichkeit schon des öfteren diskutierte Frage
der übergroßen Mannigfaltigkeit der europäischen Währungssysteme.
Da durch die Friedensschlüsse die Zahl der europäischen Staaten

zugenommen hat und große, vor dem Kriege einheitliche Wirt-

schaftsgebiete zerschlagen sind, hat sich auch die Zahl. der Währungen .

und Währungssysteme in Europa beträchtlich vermehrt; Das bringt
erhebliche Belästigungen im internationalen Waren-, Kapitals und

Reiseberkehr mit sich-. Es wäre angebracht, auch hier durch inter-

nationale Vereinbarungen Abhilfe zu schaffen und die Zahl der

Währungssysteme zu verringern.



Ver Deimatdienst

Von den übrigen wichtigen weltwirtschaftlichen Problemen der
Gegenwart sei als besonders wichtig noch auf alle die Fragen hin-
gewiesen, die mit dem Be v ö lkerungsw es en zusammenhangen.
So sei u. a. erwähnt die Frage der Eins und Auswanderung der

Niederlassung Fremder, die Rassenfrage in Gebieten, in denen

mehrere Rassen nebeneinander wohnen, die Frage der- Wander-
arbeiter usw. Auch hier ist ein weites Feld, auf dem internationale
Vereinbarungen im Interesse des

v geordneten und friedlichen
Zusammenlebens der Völker getroffen werden müssen. — Ein Teil

!

der hier skizzierten weltwirtschaftlichen Problemewird auf der An-.

fang Mai beginnenden Weltwirtschaftskonferenz zur Behandlung
·kommen. Jrrig wäre es, zu glauben, daß auf dieser Konferenz die

entscheidend wichtigen Probleme, die die Weltwirtschaft und ins-

besondere die europäiischenWirtschaften bedrängen, gelöst werden

könnten. Wohl aber wird die Behandlung der für die wirtschaftliche
Zukunft Europas entscheidend wichtigen Fragen in einem internatio-
nalen unpolitischen Gremium einen Schritt vorwärts bedeuten auf
dem Wege gedeihlicher wirtschaftlicher Zusammenarbeit der Völker.

Das Zündboiz.
Es sind jetzt zwei Generationen vergangen, seitdem es dem

Fabrikanten Jönköping gelang, die alten PhosphorsSchwefelhölzer
durch einen ungiftigen Sicherheitskopf zu ersetzen. Es begann der

Kampf gegen die PhosphorsZündhölzer.. Schon damals wurde das
kleine Zündholz so wichtig, daß sich internationale Konferenzen mit
ihm beschäftigten. Dieser Tatbestand allein würde eine volkswirt-

schaftlich außerordentlich interessante Untersuchung ermöglichen.
Aber die Geschichte des Zündholzes ist noch nicht geschrieben; .

Von Schweden aus hat sich über den englischen Handel die
Streichholzproduktion in Verknüpfung mit- amerikanischer Kapital-
macht zu einem schwedischsamerikanischen Zündholstelttruft ent-
wickelt. Jhr Kopf ist der Schwede Jvar K reuger. .

Die Monographie dieses Trustes, eines der ·in"teressanteften
ökonomischen Gebilde, ist ebenfalls noch nicht geschrieben. .

Der Schwedentrust kontrolliert heute etwa dreiviertel
der Weltproduktion. Jn den für den Export wichtigeren
Ländernsstehen 90 v.H. der Produktion unter seinem Einflußl

·

Die Herrschaftsmethodendes Schwedentrusts sind recht ver-

schieden. Die einfachste und klarste Form seiner Macht ist das

Produktionsmonopol Er besitzt es in Griechen-
»land, Polen, Litauen und Bo«livien. Jn Peru be-

sitzt er das EinfuhrmonopoL Jn Frankreich wird zur Zeit
parlamentarisch um das Zündholzmonopol des Trusts gekämpft.

Jn Norwegen, Portugal, in England, in den

Vereinigten Staaten, in Chile, in Mittelamerika
(Mexiko),in Japan, China, Jn.dien, Australien, in

sctzxlgn(Philippinen), in Nordafrika (Algier) usw. usw. be-
1 er

mciitgebenden ünd ol abriken oder dur ei ene» abriken
entscheidenden ätnfltitßff

ch g F
Jn Finnland und in der Schweiz ist es zu Syndis

kateII gekommen, die die im Konkurrenzkampf eschwächtenfreienFabklken ·und die Fabriken des Trusts umfassenNach dieser
lMethode ist der Schwedentrust auch in Deutschland vorgegangen.

Das Vordringen des schwedischsamerikanischen Zündholztrusts
«

in Deutschland bietet eine Fülle von Musterbeispielen für die unter-
schikdlichstenmögtichkeiten,die bei privatkapitalistischen Trans-
aktionen anwendbar sind. Der Trust hat Fabriken — und zwar
dutzendweise— seit dem Jahre 1924 frei und offen aufgekauft. Er
hat Eberauch,Von Hollandher scheinbar ihm fremde Unternehmungen
eUtWIckelt, die«mit seinen stärksten deutschen Gegnern festgefügte
Interessengemeinschastsverträgeschlossen, um zu spät einzusehen,
daß der neu gewonnene »Freund« der Schwedentrust war.

Innerhalb von zwei Jahren hat so der Schwedentrust seinenAnteil an der deutschen Produktion von Zo auf 70 v.H. erhöht.
»

Alle Versuche einzelner deutscher Zündholzfabrikanten, eine fest-
gesugte Ubwehrorganisatiomein Syndikat oder ein Kartell zu
Stunden, sind immer wieder, früher oder später, fehlgeschlagen.

.

EMe besonders interessante Variante der ökonomischen Ent-
wicklung,etgibt sich bei der Streichholzindustrie daraus, daß die

Großeinkaufsgesellschast » Deutscher Konsum-
vereine Hamburg sich trotz oder vielleicht gerade wegen des un-

m1·fkitnklichenKampfes in der Zündholzproduktion ihren Bedarf durch
EIgenproduktionsichergestellthat. Nach den Mitteilungen der Sach-
Verständigen
kUFzG.E.G. genannt — zu den modernsten Betrieben; sie ver-

Wogen nahezu 20 v.H. des gesamten deutschen Zündholzbedarfs

Zuetkieecäenj(Auch in Finnland haben die Genossenschaften eigene
e.

.

-

Im übrigen ist auch zu beachten, daß das Zündholz von jeherin allen Staaten der Erde als ein recht ergiebiges S teu ero b j e k t«
betrachtetwurde. So betrug z.B. im Jahre 1914 in Deutschland

TeSteuer aus die Normalkiste Zündhölzer «(1000Pakete ZU zehnchachteln mit je Ho Stück Zündhölzern) 150 Mark.- (Heute" liegen
aUf getNormalkisteZündhölzer so. M. Steuers)

»

. IF technische Entwicklun - at in"-der Zündholz-
industrie das Chaos vollendet.

g h
·

.

Schwedentrust durch Kapitalbeteiligung an den

gehören die Betriebe der Großeinkaufsgesellskliaft
—

—-

Von dem einfachen manuellen Tauchverfahren ist der groß-
induftrielle Betrieb seit Jahrzehnten zur maschinellen Fabrikation
der Zündhölzer übergegangen. Heute beherrscht die Komp lett-

mas chin e die Zündholzfabrikation. Eine- Komplettmaschine kann

täglich 10—15 Rotmalkisten Zündhölzer leisten. Wir haben in

Deutschland 84 Komplettmaschinen Davon besitzt der Schweden-
trust in seinen deutschen Fabriken deren 57l

Die Kapazität der deutschen Zündholzindustrie
liegt bei etwa 560 000 Kisten, abgesetzt werden aber jährlich nur

180 ooo bis 200 000. Jnvestiert sind in der gesamten deutschen
»Zündholzindustrie etwa 22 Millionen Mark, der Produktionswert

jener 180 ooo bis 200 ooo Kisten beträgt etwa 16 bis 17 Millionen
Mark. Wir haben hier also eine Jndustrie — sie beschäftigt über-
dies nur knapp 4000 meist weibliche Arbeitskräfte —, in der trotz
allen Konkurrenzkampfes mehr Kapital investiert ist, als im Jahre
umgeschlagen wird.

,

Man wird zugeben, daß es sich bei diesem kleinen, unscheinbaren
Streichholz in Wirklichkeit um ein nationalökonomischesund um

ein aktuelles Problem ersten Ranges handelt.
Nach eingehenden Beratungen des Reichswirtschaftsrates, dessen

dafür in Frage kommenden Ausschüsse durch das Reichswirtschaftss
ministerium um ein Gutachten ersucht wurden, ist der Plan
einer Sanierung der deutschen Zündholzindustrie
entstanden. Jm Ausschuß des Reichswirtschaftsrates ist dabei sogar
der Herr des schwedischsamerikanischenZündholstelttrustes, Jvar
Kreuger, als Sachverständiger gehört worden«

Der Sanierungsplan für die deutsche Zündholzindustrie, der
zugleich eine Ausesinandersetzungmit der Rattonalisierung und eine
Verständigung mit dem Trust versucht, besteht aus vier Teilen.

Erstens schlossen die sämtlichen 26 Unternehmungen (drei
vom Schwedentrust, 22 vom Verband der deutschen Zündholzs
fabrikanten und die GroßeinkaufsgesellschaftDeutscherKonsumvereine

-

Hamburg) einen Syndikatsvertrag "Nach diesem Vertrag
entfallen 65 v.H. der deutschen Produktion auf die drei Unter-
nehmungen des Schwedentrusts, 35 v.H. entfallen auf die Pro-
duktion der deutschen Fabriken. Der Vertragwurde auf 25 Jahre
geschlossen. Die GroßeinkaufsgesellschaftDeutscher Konsumvereine
unterliegt mit ihrer Produktion innerhalb ihres genossenschaftlichen
Absatzgebietes keinerlei Einschränkungen. Die 26 Unter-

nehmungen sind die folgenden:
l. Deutsche Zündholzfabriken Akt.-Ges. in Hamburg (Trust);
2. Norddeutsche ZündholziAktiengesellschaftin Berlin (Trust);
Z. Süddeutsche Zündholz-Akt.-Ges. in« München (Trust);
4v. BauBerund Schönenberger Akt.-Ges., Schnellingen bei Haslach

in aden;
«

·

. Chr. Büttel Zündholzfabrik G.m. b.H., Pfungstadt in Hessen;

. von Deylen·und Söhne G.m.b.H., Visselhövede in Hann.;
7. Zündholz- u. Wichsefabrik Gebrüder Ditzel A.-G., Meckess

heim in. Baden;
·

s. Habelfchwerdter Zündwarenfabrik Carl Grübel G.m.b.H.,
Habelschwerdt in Schlesien;

"

9. Jndustriewerke F.» P. Hamberger G.m.b.H., Rosenheim in

Bayern;
10. Joh. Hubloher Ak.-Ges. in Tiquidatiom Grafenwiesen in

Bayern; .

Il..J. Tade-ndorff, Allenstein in Ostpreußenz
12. Sächs. Zündholzfabrik Carl Meyer, Olbernhau in Sa.;
13. Starcke F- Co., Melle in Hannover; .

14. Robert Schuster G.m.b.H., Olbernhau in Sa.;
Is. Joh. Wissler, Groß-Ostheim bei Aschaffenburg;
«16.Westerwälder Zündholzfabrik, Comm.-Ges., Altenkirchen i.

Westerwald;
17. Zündholzfabrik Albersweiler Benedick, Haupt Er Co., Albers-

weiler i. Pfalz;
»

is. Max Heumann, Zündholzfabrik, Kremperheide i. Holst.;
19. Joh. Salm 82 Co., Hitdorf a. Rh.;
20. J. M. Fitzen, Hitdorf a. Rh.; ·

21. Julius Huch, Patschkau in Schles.;

CTM
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22. Aj Jaerschke, Reichenstein;
25. Rexrothssynem Akt.-Ges.; Michelstadts i. Odenwald;
24. H. Hassenzahl Sohn, Pfungstadt in Hessen;
25. Robert Tangbeim Riesa a. Elbe;

«

Zö. Die GroßeinkaufsgesellschaftDeutscher Konsumvereine m. b. H»
Hamburg. .

.

-

Zweitens wurde
«

eine Deutsche Zündholz-·
vertriebs-A.-G. gegründet. Dieses

«

Unternehmen übernimmt

fortlaufend die Produktion der Mitgliederdes Zündhol -Syndikates
in den festgelegten Anteilen (Quoten). Die Vertriebss .-G. ist also
ein Verkauf-unternehmen Das Aktienkapital in Höhe von einer
Million Mark dieser Vertriebs-A.-G. befindet sich zur Hälfte in
den Händendes schwedischen Trusts, zur anderen Hälfte bei den

deutschen Fabrikanten einschließlichder Großeinkaufsgesellschaft.

Zur Lage in China.«
Jm Vordergrunde der Ereignisse stehen nach wie vor das Ringen

der Kantanpartei um die Vorherrschaft in China und das Ringen
Englands um seine Machtstellung und· sein Prestige. Jn ihrem
Kampf gegen den Norden haben die Cantonesen letzthin wieder einen

großen militärischen Erfolg erzielt: Sie schlugen den General Suns

ChuansFang und. sodann auch den zum Ersatz herangeeilten Gou-
verneur von Schantung ChangsTsungsChang serobertenNanking und

Schanghai und brachten damit auch den östlichen Teil des Jangtse--
tales in« ihre Hand.« Jhr Einflußgebiet erstreckt sich nunmehr auch
auf den größten Teil der ProvinzensAnhui und Kiangsu und dürfte
nunmehr wohl zwei Drittel der Bevölkerung Chinas umfassen.
ChangiTsungsChang zieht sich längs der Tientsin—Pukou-Bahn nach
dem Norden zurück undL hat sein Hauptquartier jetzt in HsüsChousFu «

. in Nord-Kiangsu. Auch- den Engländern gegenüber haben die Kan-

tonesen mit den Abkommen, durch die die Verhältnisse der englischen
Niederlassungen in Hankau und Kiukiang neu geregelt werden, einen

beachtenswerten Erfolg erzielt. Jn dem Abkommen über die Nieder-

lassung in Hankau ist bestimmt, daß die Verwaltungsbehörde drei

chinesische und drei englische Mitglieder und außerdem seinen chinesi-
schen Vorsitzenden haben soll; so daß also der Körperschaft eine

chinesische Mehrheit gesichert ist. -

.

—

Bemerkenswert für die innere Entwicklung der Kantonpartei ist
ein in Hankau abgehaltener Parteikongreß der Kuomintang, auf dem
der Gegensatz zwischen dem linken kommunistischen Flügel und dem

rechten zemäßigten scharf hervortrat. Die wichtigsten Ergebnisse des

Kongress es sind eine Reorganisierung der nationalen Regierung und
die Rückberufung des im vorigen Jahre ausgeschalteten, reich-lich
linksgerichteten WangsChingiwei in die leitende Stellung. Die

Reorganisierung bedeutet eine Stärkung des Einflusses dest Exekutivs
komitees auf Kosten des bis dahin allmächtigen Oberbefehlshabers
ChiangiKai-Shek, der durch einen von dem Exekutivkomitee zu
ernennenden Kriegsrate sogar in seiner militärischen Betätigung
beschränkt wurde; Sie bedeutet als-Ganzes genommen einen Ruik

-nach links, wenn auch WangsChingslVei und der Vorsitzende der

kommunistischen Partei in einem Manifest ausdrücklich erklärt
.haben, daß China eine alle Klassen umfassende demokratische Regie-f

rung brauche, und« daß die Herrschaft des Proletariats in China
vorläufig nicht durchgeführtwerden könne. Die wichtigsten Personen
der gemäßigten Richtung sind Chiang-Kai-Shek, derin Schanghai
weilende Oberbefehlshaber, und wohl auch der AußenministerChens
yusJen (Eugen Schen) in Hankau. Ob der Gegensatz der zwei
Richtungen sich wird überbrücken lassen oder sich verschärfen wird,
bleibt abzuwarten. -

Von größter Bedeutung für die weitere Entwicklung der Dinge
ist die Politik« die England einschlagen wird. Obwohl die englische Re-

gierung immer und immer wieder betont hat, daß sie an der in ihrem
Memorandum vom ts. Dezember 1926 proklamierten Versöhnungs-
politik festhalten werde und dem Abbau der Vorrechte der Ausländer
grundsätzlichzustimme, so hat die Entsendung von etwa 20 000 Sol-
daten nach Schanghai und die tatsächlicheUmwandlung der dortigen
internationalen Niederlassung in einen befestigten Platz das Miß-
trauen und den Unwillen aller chinesischen Kreise erregt.· Verstärkt
wurde die Mißstimmung auf beiden Seiten durch die Ausschreitungen
chinesischer Soldaten bei der Einnahme Nankings und das im Zu-
sammenhang damit stehende Bombardement Nankings durch englische -

und amerikanische Kriegsschiffe. Einige Engländer, Amerikaner und

Franzosen und eine Anzahl Chinesen fanden dabei ihren Tod, aus-

ländisches Eigentum, namentlich amerikanisches, wurde geschädigt.
Die Schuld liegt nach Ansicht der Engländerund Amerikaner auf
Seiten der einrüekenden Kantontruppen, nach Ansicht der Kanten-·

regierung auf, Seiten der abziehenden Nordtrup en. Der Versuch
der»englischen Regierung, Amerika, Japan und rankreich zu« einem

gemeinsamen Schritt gegen China zu veranlassen, scheint mißlungen
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der Tirana-Vertrag zum erstenmal in Wirksamkeit.

Drittens wurde eine ZündholzaktiensVerwals
t u n g s - G. m. b. H. gegründet. Jn ihr sind jene 500 000 Mark
Aktien der Deutschen ZündholstertriebssA.-G. festgelegt, die, wie«
eben erwähnt, sich in den Händen der deutschen Fabrikanten befinden.
Damit soll erreicht werden, daß der Schwedentrust nicht etwa

einzelnen deutschen Fabrikanten deren«I Aktien der Zündholsters
triebs-A.-G. abkauft.

Viertens soll ein Sperrgesetz erlassen werden. das die

Gründung neuer Zündholzfabriken verhindert und dem Reichswirts
schaftsminister eine Preiskontrolle zugesteht.

»

Der Entwurf dieses Sperrgesetzes steht jetzt im Reichstage zur
Diskussion.

Beachtlich ist, daß zur gleichen Zeit die Monopolverhandlungen
des Schwedentrusts mit der französischenRegierung in der Depui
tiertenkammer ebenfalls zu Erörterungen geführt haben.

«

Zur Zeitgeschichiea-
zu sein. Gesonderte Proteste der einzelnen Mächte dürften bevor-

stehen. Amerika und Japan wollen anscheinend durch weitgehendes
Nachgeben weiteren Konflikten aus dem Wege gehen; noch weiter

abseits steht Frankreich, das seinerJndochinesischen Kolonie wegen
an der Politik festhält, sich in den chinesischen Konflikt nicht einzu-
mischen. Auch England scheint willens zu sein, die Tage nicht durch
übertriebene Forderungen zu.verschärfen«.Dennoch hat sich in der

chinesischen Atmosphäre soviel Zündstosf angesammelt, daß e- ins-

besondere infolge des englischsrussischen Gegensatzes — der weiteren

Entwicklung nicht ohne Besorgnis entgegengesehen werden kann.
Jn letzter Stunde kommen Nachrichten von einer Niederlage

der Kantonisten und von Vorstößender Nordarmee Beachtenswert
ist auch die Erklärung des russischen Volkskommissars Rykow auf
dem soeben eröffneten Moskauer allrussischen Kongreß, daß Rußland
die- übergriffe gegen seine Pekinger Vertretung als Abbruch der

diplomatischen Beziehungen einschätze. Symptome, die eine Ver-

schärfung der Lage erkennen lassen, vielleicht auch ein« neues Vor-

stoßen Englands. ,

.

- Albanien, Italien und Ungarn.
Albanien ist schon wiederholt der Ausgangspunkt internationaler

Konflikte gewesen. Seine geographische Lage und-die Tabilität

seiner inneren Verhältnisse prädestinieren es fast»daZu,der Zankapfel
der machtpolitischen Aspirationen seiner Nachbarn zu sein. Die

Herrschaft übt im Lande der jeweils stärkere-,bzw. vom Glück, oder

besser gesagt von seinen Schutzherren mehr begünstigteund unter-

stützte Führer aus. Jms Jahre 1924 wurde der jetzige Diktator

Ahmed Zogu von Fan Noli gestürzt und floh nach Jugoslawien.
Hier lebte er in Neusatz bei Belgrad als Emigrant, sicherlich nicht

.

untätig seine Rückkehr nach Albanien vorzubereiten. Im Ja re j926

gelang es ihm dann, seinen Rivalen zu vertreiben und des en Erbe

anzutreten. Es ist bei den sehr engen Beziehungen Ahmed Zogus
zu Belgrad wohl anzunehmen, daß seine Rückkehr nicht ohne Wissen ·

der Jugoslawen erfolgte. Aber der Ungetreuesnahm, bald nachdem
er zur Herrschaft gelangt war, eine außenpolitischeUmorientierung
vor und suchte an Jtalien Anschluß, bzw. er gab den italienischen
Werbungen nach. Vielleicht hat er geglaubt, bei dieser Großmacht
größere Garantien für seine Macht zu finden als bei Jugoslawien.
Jedenfalls werdens aber die Jtaliener durch ihren neuen Freund
sehr genau über die albanischen Absichten der Jugoslawen unter-
richtet worden sein. Aber die Jtaliener scheinen diesem neuen Freunde
auch nicht ganz getraut zu haben. Jhre Vorsorge ging so weit,
daß sie nunmehr den sogenannten TiranasVertrag (am
27. Nov. 1926) abschlossen, in dem die beiden Staaten sich den
status quo in Albanien garantierten, was bei den Kräfteverhälts
nissen der beiden Partner soviel heißt, daß Jtalien ein förm-
liches Protektorat über Albanien übernahm. Dieser Vertrag hat
in der politischen Welt große Überraschung hervorgerufen und ist .

Gegenstand vielfacher Kritik gewesen. Jn Jugoslawien selbst hat er

eine starke Beunruhigung ausgelöst, weil man dort der Ansicht ist-
daß Jtalien sich nunmehr unter dem Schutz des TiranasVertrages
in Albanien eine Position schaffen könne, die es nicht nur zum
unbeschränkten Herrscher der Adria macht, sondern ihm·auch die

Möglichkeit gibt, die Balkanpolitik entscheidend mitzubestimmen. Der
TiranasVertrag gab aber auch den sicherlich nicht geringen Gegnern-
Ahmed Zogus die willkommene Gelegenheit, gegen dessen Herr-
schaft aufzumueken. Das Frühjahr bedeutet ja für die Herrschaft
jedes albanischen Diktators mehr oder weniger eine Krisenzeit. So

machte sich auch in diesem Jahr eine bedrahliche Stimmung gegen
Ahmed Zogu bemerkbar. Die Reihen derin Jugoslawien lebenden

Emigranten vermehrten sich von Tag zu Tag, und es schien-, als

ob sie die Herrschaft Ahmed Zogus ernstlich bedrohten. Nun trat

Italien sah die

Erfolge seiner bisherigen albanischen Politik gefährdet, wenn Ahmed



dein-innerein. .
.
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.

zogu gestürzt werden sollte. Ein Regierungswechselbedeutetealso
in diesem Fall nicht mehr den sichfast jahrlich abwechselnden inner-

politischen Kampf in Albanien, sondern er« wurde durch das

italienische Interesse zu einem großen politischen·Problem von

internationaler Bedeutung Fast wie aus heiterem Himmel erfolgten
dann die bekannten Vorstellungen der italienischen Botschafterbei

den Großmächten, die auf die angeblichen jugoslawischen Rustungen
an der albanischen Grenze aufmerksam machten und in sehr
dezidierter Form erklärten, daß Italien eine Änderung des Status
quo in Albanien unter keinen Umständen dulden werde. Die

Großmächte haben sich dann der Sache angenommen und versucht,
die aufgeregten Geister wieder zu beruhigen und eine»friedliche
Beilegung des Konflikts herbeizuführen. Nach langwierigen Ver-

handlungen ist es insbesondere der englischen Vermittlung gelungen-
sowohl Belgrad als auch Rom zu bewegen, sich zu direkten Ver-
handlungen über die Regelung der aufgerollten Fragen bereit-

.zusin.den. Während dieser Verhandlungen soll eine».Enquete-
Kommission, aus sje einem Mitglied der englischen, franzosischen und

deutschen Gesandtschaft in Belgrad bestehend, unter der Leitung der

betreffenden Gesandten darüber wachen, daß wenigstens während
dieser Zeit keine neuen Zwischenfälle entstehen, bzw. etwaige
Zwischenfälle möglichst bald wieder bereinigt werden. Im Mittel-

punkt der direkten Verhandlungen werden zweifellos der Vertrag
von Tirana und die RettunosKonventionen stehen, indem von

jugoslawischer Seite die Abänderung des ersteren gefordert werden
wird, während dies Jtaliener wahrscheinlich auf der Ratifizierung
der Rettunoverträge bestehen werden. Der Erfolg der Verhandlungen
ist natürlich nicht abzusehen. Es dürfte dabei, wie bei allen solchen
Verhandlungen, ein faules Uompromiß herauskommen, ohne daß
die Ursachen des Konflikts endgültig beseitigt würden. Jedenfalls
dürfte es vorläufig zu keiner kriegerischen Verwicklung kommen;
schon deshalb nicht, weil England unter den jetzigen Verhältnissen
mit allen ihm zu Gebote stehenden Mitteln das verhindern wird.

Inzwischen verfolgt aber Italien seine Politik mit Entschlossen-
heit und Zielsicherheit weiter. So hat es vor einigen Tagen mit

Ungarn einen Freundschaftsvertrag abgeschlossen,der sich im wesent-
lichen allerdings nicht von ähnlichen Verträgen unterscheidet,· dem
aber durch die anläßlich der Unterzeichnung der Verträge ge-
wechselten Reden zwischen Mussolini und Bethlen»eine über das

sonst üblicheMaß hinausgehende Bedeutung zukommt. Die Tendenz
dieses Vertrages liegt ja in der bisherigen Richtung der italienischen
Politik, die alle Mittel anwenden um die

"

kleine Entente zu
sprengen. Ob allerdings dieser Versuch nicht gerade zum gegen-
teilitten Erfolge ührt, wie man ja gewissen Andeutungen auch der

mUU"1Mi·Che-nPresseentnehmen kann, bleibt noch abzuwarten." Für
Ungern bedeutet der Vertrag zweifellos einen großen außen-
polnkschenErfolg, denn es ist das erstemal, daß Ungarn aus seiner
Jsolikrtheithervortritt und bei einer Greßmacht eine nicht gering-
WchatzendeAnlehnung findet. Der jugoslawischsitalienische Kon-
iIIkt list mit besonderer Schärfe die großen Fragen beleuchtet, die
ZUV Zeit im Südosten Europas auf der Tagesordnung stehen.
EV. Ist nur ein Glied in der politischen Entwicklung die im

gtpßen Und ganzen für den Frieden Europas nicht sehr ver-

hktßunsswllist— Wenn man nach den Ursachen dieser unerfreu-
lIchen Entwicklungforscht, so kommt man immer wieder zu der

Erkenntnis-:daß eben die sogenannten Friedensverträge, statt Pro-
bleme zU Wien, überall neue Probleme geschaffen haben.

Vom Stand der deutstnn Kraftfabrzeugiuduftrie.
.w1k sind gewohnt, die Entwicklung eines deutschen Gewerbe-

ZWUSSS und den Grad seiner Produktivität an dem Vorkriegsstand
ZU messen Das tun wir beispielsweise bei der landwirtschaftlichen
Produktion:bei den Ernten, dem Viehbestand, bei der Kohlen-
produktiomder Eisen- und Stahlerzeugung usw-. Bei der Kraft-
faßkzengmdustrieliegen die Dinge anders. Hier können wir nicht,
wie auf andern Gebieten, die Verhältnisse der Vorkriegszeit als

Notmalmaßstabheranziehen. Bei diesem Industriezweig hat ein neuer

qubaueingesetzt — auf einer zwar vorhandenen, aber verhältnis-
Mä IS schmalen Basis, die erst nach dem Kriege wesentlich verbreitert
wurde. lDie im Jahre 1925 zum erstenmal wieder aufgenommenen
Ptoduktionserhebungengewähren einen Überblick auch über die Pro-

luktionvon Automobilen und andern Kraftfahrzeugsen in Deutsch-
Cnd·—Die trockenen Zahlen der Statistik geben gerade auf diesem

Gfbtet Aufschluß über eine sehr interessante Entwicklung. Sie
Zagen uns den Aufstieg der deutschen Kraftfahrzeugindustrie-,der
Imsp bedeutsamerist, als er sich allen wirtschaftlichen Hemmungen
Kel-Nachkriegszeitzum Trotz durchgesetzt hat. Zwar bleibt unsere
rc«ftf(1«htzeugindustrieim Tempo und Ausmaß der Entwicklung noch

Pesentltchhinter einem Teil der ausländischen Konkurrenz, ins-

Fsdndereder amerikanischem zurück. Im ganzen aber sehen wir
eInen bemerkenswertenFortschritt, der sich in einigen besonders
charakteristischenZahlen auf der Produktionsseite ausdrückt.

ir kommen al
" « ·

enn
wir, unter

so dem tatsachlichen Stand der Dinge nahe, W

Zugrundelegungder wichtigsten ziffernmäßig festgelegten

Tatsachen, von einer gegenüber s dem Vorkriegsstand beinahe ver-

vierfachten Produktion von Kraftfahrzeugen sprechen« -

Von Interesse ist auch, welche Verschiebung der Absatz von

Kraftfahrzeugen erfahren hat. Vor dem Kriege spielte der E xp or t
eine wesentliche Rolle: nicht weniger als etwa 32 v.H. der ge-
samten deutschen Produktion gingen ins Ausland." Der Anteil der

Ausfuhr am Absatz ist 1925 auf etwa 5 v.H. gesunken. Die
deutsche Kraftfahrzeugindustrie hat eben auf dem Weltmarkt noch
mit großen Schwierigkeiten zu kämpfen. Heute nimmt der in-

ländische Konsum fast ausschließlich die Erzeugnisse der deutschen

vom Aufschwungdes- »

deutschen Kiefifohrzeugsndusme

is.

« « s» I«
« -«.»

;

'

11."iTli"-lki«ir

Kraftfahrzeugindustrieauf, und zwar richten sich seine Wünsche,ein

Symptom ftir die verändertewirtschaftliche Lage, vorwiegend aus
kleine Kraftwagen,die sich immer mehr bei uns eingebürgert haben
(von 39000 im Jahre 1925 erzeugten Personenwagen hatten 22 400
bis zu 6 PS.). Auch das »Auto des kleinen Mannes«, das Motor-
rad, gibt in seiner Entwicklung und der Richtung des Absatzes Auf-
schlußüber die veränderte wirtschaftliche Tage: im letzten Vorkriegs-

;

jahre wurden etwa sooo Motorräder hergestellt, wovon etwa 60 v. H.
ins Ausland gingen; heute werden annähernd 50000 Motorräder
im Jahr verkauft, von denen nur 2 v.H. ins Ausland gehen.·

wachsende-Anteil—·

.

aussändiscnerMistwagenin Berlin
zulassung von Aufomobiien 1925 und 1926

q

MS »

Idusiiindische intendischenmfiwdgen
DLD

Aber der deutsche Konsum begnügt sich nicht mit den Kraft-
fahrzeugen, die ihm die heimische Produktion liefert. Der
Anteil des Ausland es an der Versorgung Deutschlands ist auch
auf diesem Gebiet von Jahr zu Jahr gestiegen. Jnsgesamt hat
Deutschland im Jahre 1926 für annähernd 32 Millionen RM. mehr
Wagen eingeführt als ausgeführt. Symptomatisch

Für
die Vor-

liebe des deutschen Käufers für ausländische Erzeugnis e des Auto-

mobilbaues sind die Verhältnisse in der Reichshauptstadt. Bekannt-

lich bedürfen dauernd in Deutschland benutzte ausländische Kraft-
wagen, ebenso wie die inländischen, einer besonderen Zulassung, die

in Berlin durch das Kraftverkehrsamt des Polizeipräsidiums erteilt

i27·
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wird. Die Feststellungen dieses Kraftverkehrsamtes ergeben für die

beiden Jahre 1925 und 1926 das vorherstehende sehr aufschlußs
reiche Bild.

-

Was ergibt sich aus diesem Bild? Die Zulassung von in- und

ausländischen Kraftwagen zusammen hat im Jahre 1926 nicht zu-"
genommen; im Gegenteil, sie hat sich etwas verringert. Jm Gegen-
satz dazu ist der Anteil ausländischer Automobile von 1925 auf 1926

Ostpreusz. Landschaft

erheblich gestiegen. Betrug der Prozentsatz neuangemeldeter und zu-
gelassener Wagen ausländischer Herkunft im Jahre 1925 : 18,7 v.»H.,
so ist er im Jahre 1926 auf 28,5 v.H. gestiegen. Die amerika-
n i s ch e n Wagen haben den stärkstenAnteil daran, in zweiter Reihe
folgen Automobile italienis cher, - in dritter Kraftwa en

fr an z ö sisch er Herkunft. Darunter befinden sich zum grogen
Teil ausgesprochene Luxuswagem « Wir sehen: die weitere Ent-
wicklung der wichtigen Jndustrie der Kraftfahrzeuge hängt zum nicht
geringen- Teil auch von dem Verhalten der deutschen V e r -

braucher ab. Horwitz.

Der Wiederanfflteg der Ruhrtndustrte.
Der deutsche S t e i n k o h l e n b e r gb au verzeichnet für 1926

eine Förderung von 144,4 Millionen Tonnen. Vor dem Kriege war

die Ziffer für das ganze Reich zwar 190 Millionen Tonnen, doch
ist sie«entsprechend der Verengerung der Reichsgrenzen auf 140 Mil-«
lionen Tonnen zu ermäßigen, wenn man sie mit der heutigen Pro-

duktionsziffer vergleichen will. Der Aufschwung unserer Kohlen-"
industrie im letzten Jahre zeigt sich aber noch stärker in den Zahlen
der durchschnittlichen monatlichen Förderung. Jn
tausend Tonnen ausgedrückt zeigt sie sich folgendermaßen:

- Braun-
«

. Steinkohle Koks Bksahtkkkohlen-
· briketts

i925 . . . . . . . .« iiogi 2234 Hei-U 2803

i926 i. Halbjahr . . . x2 Ha 2 iss u 656 2863

1926 2. Hallbjahr . . . iz 269 2353 x2 257 3002

Der Absatz war der gesteigerten Produktion nicht nur angepaßt,
sondern ermöglichte eine bedeutende V e r r i n g e r u n g d e r

H a l d e n b e st ä n d e. Jm April vorigen Jahres lagerten 3,4 Mil-
lionen Tonnen Kohle bei den Zechen, im Dezember nur noch 656 000

Tonnen. Dabei ist zu berücksichtigen,daßvder Verbrauch im
L a n d e zurückging von 12,Z Millionen Tonnen Kohle monatlich vor

"

dem Kriege auf 10,9 Millionen Tonnen monatlich im Jahre 1926. Es
wurden also ganz erhebliche Mengen Kohle für »die Ausfuhr
frei, und die Wirkungen des englischen Kohlenstreiks ermöglichen
sogar einen Absatz zu guten Preisen. Die deutsch-englische Kohlen-
bilanz des letzten Jahres ist »deshalb ebenso erfreulich für uns, wie

unersreulich für unseren Han«delspartner.
"

Von der K ohle aus setzte sich die Produktionssteigerung zum
Roheisen fort. Obwohl im August- 1926 84 Hochöfen in Be-
trieb gegenüber 96 im September 1925, wurden doch 850 000 Tonnen

Roheisen erzeugt gegenüber 755 000 Tonnen im Vergleichsmonat des

Vorjahres. Das bedeutet, daß die Erzeugung pro Hochofen von 7000

Tonnen auf 10100 gesteigert worden war bei einer Verminderung
der Arbeiterschaft von 21000 auf 17 000. D e r P r o du ktio n s -

effekt pro Arbeiter und Tag stiengon 1,17 Tonnen

auf· 1,6 Tonnen. So kommt es, daß- die deutsche Roheisen-
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produktion einen Vergleich mit den übrigen Eisenindustrieländern
aushalten kann. Zwar bleiben wir noch immer zurück hinter der

Hochofenleistung der Vereinigten Staaten, aber wir haben wenigstens
mit unseren Konkurrenten jenseits des Wassers in der Produktions-
steigerung gleichen Schritt gehalten. E s e r z e u g t e n m o n a t -

lich pro Hochofen in 1000 Tonnen:

Jahr szässh Fsågj Belgien England U. S« A.

jetziges
Reichs-

- gebiet
igiz .. . . . 45 —- 38 26 —

x920 . . . . 39 —- 33 Zo —

i92i . . . . 44 — Zo Streit 129
1922 . . . . 48 45 39 ZZ i28
1924 · . . . 48 48 50 54 izo

Sept. i925 .

«

76 49 Hi 35 sZs

Aug.1926». . ioi 52 56 Streit 152

e Die Steigerung der Eisenpreise brachte Deutschland,
das in der internationalen Rohstahlgemeinschaft weit über seine
Quote hinaus zu- produzieren und abzusetzen in der Lage war, die

Zahlung von 4 Dollar pro Tonne Mehrerzeugung an die Aus-

gleichskasse der Rohstahlgemeinschaft. Jm V e r gleich mit d e r

französischen Produktion zeigt sich unsere Mehrerzeugung
in diesen Zahlen:

—
—-

Produktion vierteljabrsanteil Mehr-Minder-
se. Vierteljahr x926 im Kartell produktion

in 1000 t in 10001 l in v. S. in 1000 L

-

Deutschland . Z 736 Z ist 43,176 575 -i—

Frankreich . . 2 Ue 2 283 Zugs 86 —-

Leider hat sich die Rationalisierungnoch nicht in demselben
Maße günstig ausgewirkt für die eisenverarbeitende
Industrie, die vom Rande des Ruhrgebietes aus der Ent-

wicklung an der Ruhr zusah, aber selbst nicht daran teilnahm. Jm
Gegenteil, die Eisen- und Stahlwarenindustrie in Berg und Mark
— Remscheider Werkzeuge, Solinger Klingen, Hagener Maschinen-
teile —- mußte sich bei gedrücktenPreisen und. bei hohen Rohstoffs
kosten mit Aufträgen zufrieden geben, die sich im wesentlichen auf
Reparaturen oder den vorsichtigen Ersatz kleiner Bestände be-

schränkten. Infolgedessen hat dieser Bezirk noch bis in die letzte
Zeit mit unter einer erheblichen Arbeitslosenziffer zu leiden gehabt.

Es kann nicht energisch genug darauf hingewiesen werden, daß
in der Kleineisenindustrie noch Erhebliches zu tun ist, ehe auch dort
von einer Gesundung gesprochen werden kann. Bei der großen Be-

deutung, die die Kleineisenindustrie in unserer Außenbilanz hat, ist
die Konsolidierung der vielen Klein- und Mittelbetriebe am oberen

Lauf der Ruhr, an der Tenne, an der Volme und an der Wupper
eine Aufgabe von entscheidender Bedeutung für die allernächsteZeit.

Dr. Hugo Bu-schmann.

Kunst in Ostpreußem
Aus Ostpreußen sind viele gute Köpfe gekommen. Kant,

Hamann, Hippel und E. T. A. Hoffmann. Kritische und zugleich
mystische Köpfe. Aber auch behäbige Erzähler, breit wie das ost-

l
,

v

Dein-ndDisj
preußischeLand, sind dort gewachsen: Bogumil Goltz, der Träumer

seiner Königsberger Kindheit, Ernst Wichert, der aus den Kriminali
akten der Heimat tragische Filme machte, Hermann .Sudermann,

Dorf am Morgen
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dessen»Frau Sorge« zu den großendeutschen Romanen gehört. Auch

bildende Künstler hat Ostpreußen dem·Deutschtum gegeben. Aus

jedem Pinselstrich, den Tovis Corinth im gigantischen Werk

seines entwicklungstarken Lebens gemacht hat, spricht die robuste

Gesundheit, die Fleischlichkeit,aber auch die behäbige Verträumtheit

des Ostpreußen. K äthe K o llwitz, deren künstlerischeSeele erst

durch das Elend der- Großstadt Berlin zum vollen Klang kam, ver-

gugnet
nie die gedankenbewegte Schwermütigkeit des einsamen

stens.
Es war ein guter Gedanke, daß die Deutsche Kunst-

gemeinschaft, die sich bemüht, Freunde der Kunst aus Be-

wunderern zu Käufern zu machen, den Ostpreußen eine Sonder-

veranstaltung gewidmet hat. Jn den charakteristischen Räumen des

Berliner Schlosses, in den Gewölben des zweiten Hofes, sind
200 Dokumente ostpreußischenWesens zu sehen. Darunter so treff-
liche Erfasser der Landschaft; wie A rthur D e gn e r und der ver-

storbene Walde-m« Rösler. Sie geben das schwere Fürsichs

sein der Heimat, die Düne, das magere Gras, das dünne, vom Meer-

wind getrommelte Grün. Sie geben fliegende Wolken und Sturm.

Anders ist E d uard Bisch o ff, dessen Augen die Ungelenktheit
des

stadtxernenDorfes, das Beieinander von Mensch und Vieh zu

sehen wivsew Zu den Meistern der ostpreußischenGraphik gehört
der Konigsberger Professor Heinrich Wolfs, von dem mit

Recht zahlreiche Blätter in dieser Ausstellung zu sehen sind. Scharf
in der Erfassung des Wesentlichen, gesund im Handwerk und von «

trockener Versonnenheit im Gemüt. S
«

und ihre Menschen.
!

o gestaltet er die Taggschaft

VAUJ
Karl Rosenkranz, Königsberger Skizzen (1842).

»

as ournal ist eine jener Er indun en, die man -

wunschtund doch nicht entbehren kasimåan verachtet si.ef,tistearn
schimpft darauf«aber man duldet, man pflegt sie. Königsberg ist
auf demWege, immer mehr Journale zu bekommen und, wenn dies

ein Zeichen des·Fortschrittssein kann, so muß man in der Tat an

seineProgressivitat glauben.Es existieren zuvörderstmehrere Journal-
vereine.»Jn den hiesigen Konditoreien werden ferner alle irgend
renommierten deutschenJournale gehalten, selbst Quartalhefte, wie

die»FLottascheVierteljahrsschrift,die theologischen Studien und

Kritiken von Umbreit und Ullmann, und wenn jetzt ein Primaner
zum Konditor geht, so will er dort nicht Kuchen,Schokolade, Eis-

Baisers naschen,behutel — er will Journale lesen, vielleicht sogar
das Gedicht,die·Theaterkritik,die er selbst für das Wochenblatt

geschrieben»Konvigsbergproduziert nämlich selbst—JOUVnAIes Die

Geltungreicht einmal für die Neugier und Mitteilungslust nicht
aus- die Gesellschafthat noch viel außer dem Notwendigen auf dem

setzen-daß sie ein Organ dafür haben muß. Jede mittlere Stadt

dektußenshat ihr Journal; Danzig sein «V0Mpfb00t«-Welches den

BraxchegUnterhaltungsblätternnichts nachgibt, Memel sein »Echo«s

ausgetftsaljeiiå»Hei-brauchEiding seinen oft ausgezeåchnetbglpg»neie« .

«·

UT

fragedeJournale:zg r usw Konigsberg hat in diesem uge

— Te Hartun e eitu von taatss Krie s-, ttedenss Und

gelehrten Såxkcslåmzng S « g F

2. Das HaberlandscheWochenblatt,
Z. Der Freimütige,
4.

kVotliämxkrvvinzialkirchenblatt,welches in Quartalheften heraus-

5. Das Provinzialblattin monatlichen Heften.
s. DasKonigsberger Titeraturblatt

—

K
Ob ich die Annalen des landwirtschaftllchen Vereins Von

keYstngllierher rechnen soll, weiß ich nicht.

erst IzzeHartungscheZeitung enthält eigentlich vier Elemente: ZU-

Jn
g t sie einen summarischen Bericht der wichtigsten EmgnksssIm

d såindAuslande. Dieser Bericht füllt normalmäßig die eine Halste
aes ogens.«Sechssolcher Bogen erscheinen die Woche hindurch. Bei

lUßeWkdentlichenGelegenheiten bringt ein Tag zuweilen eine Bei-

Fgez Die gegenwärtige politische Redaktion zeichnet sich durch Um-

gkchtigeAuswahl der Artikel und durch Selbständigkeit aus. Ste.
ietet nicht bloß einen abgekürzten Abdruck der Staatszeitungs

sägdernzieht die anderen deutschen Zeitungen zu Rate Und deutet in

b
»breviaturenJedesmal ihre Stelle an, eine, Gott sei Dank, endlich

Zei«
uns fast allgemeingewordene«Sitte. — Der zweite Abschnitt der

Eltungenthalt den unterhaltenden Teil, zunächstein POtpOUVri-

nalerleibenamst,worin ungefährdasselbe vorkommt- Was die Jour·

scheJetzt kleine Chronik nennen. Doch ist ein wesentlicher Unter-
Ied Unsererzeitung daß sie auch das Prattische nicht vergißt

de
et lernenwill, wie man saure Gurken gut und wohlfeil einmachen-.

Uni;miizbrand heilen, die Haare schwarz färben, Wanzen- Ratten

fah
· Sommersprossen vertreiben, ein gutes Kartoffelbier selbst

ka
UZMSW Äpfel den Winter hindurch vor Fäulnis bewahren

UJIJIsfq der lese dies instruktive Feuilleton. Auch Vekgkßt der

SäsplltgeAnordner dieser interessanten Rotizen nicht« Uns zUWeilen

Zussagenzwelche Modegerade in Paris herrscht, und die Schicksale
Watttger Schauspieier und schauspieierinnen kürzlichzu erzählen-

wahrscheinlichdamit wir erfahren, warum sie nicht bei uns sind. An

dies Musikgemäldeschließensich die Kritiken von Konzerten, Theater

und Sehenswütdigkeiten,zuweilen auch von Büchern, erstere im

Durchschnitt von Ferdinand R«aabe, der seinem unerschrockenenUrteil

mit derselben Leichtigkeit Künstler wie wilde Tiere unterwirft,

letztere, die Bücheranzeigen,meist von Gönnern der Verfasser. — Der

dritte Abschnitt der Zeitung enthält die Personalien der Abschied-s-
komplimente, des Verlobens, Verheiratens, Gebärens und Sterbens

und der vierte die
,
Anzeigen, sowohl die obrigkeitlichen als die

privaten.
--

Die Sachsen in Geheul-ärgern
Sie find nicht nur aus Sachsen dort eingewandert. Sie kamen

vom Niederrhein, von der Mosel, aus Luxemburg Es waren die

Deutschen, die vor 800 Jahren vom ungarischen König jenes Land

III !
(

«

V«

. .

- .Mmma von Rast-unstet Reime-el-

Die Kirchenburg in Horibe bei Krvnstavt

geschenkt erhielten, das zwischen Orient und· Okzident eine kleine

Nebenbrsücke gab. Durchgangslandxs—Durchbruchsland. Die ein-

gewanderten Sachsen bekamen es bald zu spüren. Sie mußten

kämpfen. Ihre Häuser wurden zur Burgen. Es gab iirchenburgen

,
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Zeichnung von Kaki-»und Reime-zel-

-

Das Rathaus in Krvnstadt
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ver Hamen-nun

und Bauernbukgem vie priestek trugen schcist und schweredie-
Bauern neben der Sense-die Flinte.

-

,

· "

Das vordere Asien trieb seine Wellen über das Land der sieben
und der zahlreichen Burgen dahin; aber die Deutschen bewahrten
Wesen und Form der Heimat. Sie bauten ihre Dörfer in lang-
gezogenen Reihen mit eingesprengtem Marktplatzz die Häuser behielten .

fränkischenCharakter, hohes Giebeldach und behäbiges Tor. Auch’die

Sprache blieb erhalten. Bis auf den heutigen Tag. Aber daneben
kam es zu mancher Mischung. Es kreuzte sich orientalische Phantastik

-’

mit der Phantasie deutscher Volkskunst. Das wirkte sichs aus in den
·

Geweben, in der Kleidung, an den metallischen Zieraten und den

Keramiken für Küche und Festtafel. Ein seltsames Schwingen ist in

Dr. W. Spielhagen und Dr. Arnd Jessen. Der Reichshauss
halt 1927, Zentralverlag G. m. b. H., Berlin Wär-, Isl- S.

Preis Z RM. - .

.

·Anfang April ist der Reichshaushalt vom Reichstag in dritter

Lesung angenommen worden, nachdem eine monatelange Erörterung
in den verschiedensten Ausschüssendes Parlamentes vorangegangen
war» Die Zeitungen brachten eingehende Berichte über alle Einzel-
heiten, aber es dürfte sehr fraglich sein, ob der Staatsbürger, der

ja als Steuerzahler ganz erheblich am Soll und Haben des Reichs-
haushalts interessiert ist, wirklich einen Überblick über das Gesamt-
gefüge des Etats besitzt. Selbst die Abgeordneten können entweder

nur ganz allgemein oder ganz speziell über das ewaltige Zahlen-
gefüge orientiert sein. Es ist darum verdien tlich, wenn zwei
kenntnisreiche Finanzwissenschaftler ein Werk vorlegen, das eine

planvolle Durchsichtung und Durchsiebung des Reichshaushaltes
darstellt: nicht mit der Absicht der Kritik von irgendeinem Stand-

punkt aus, sondern sachlich mit dem Ziel aufzuhellen, wie der

Reichshaushalt 1927 zustande kam, von der Entstehung bis zur Ge-

nehmigung der Inhalt, und zwar als Bruttoplan und als Netto-

plan betrachtet. Auf Einzelheiten kann in diesem kurzen Hinweis
nicht eingegangen werden.

Werkchen zu- sagen: -Es reizt zum Lesen, beim Lesen reizt es zum
«Studieren der fast unübersehbaren, ungewöhnlich verwickelten und

scheinbar trockenen Materie. Wer sich darin vertieft, der findet
hinter Zahlen, Plänen und Erläuterungen ein Jahr vorgezeichnetes
Schicksal unseres- Volkes, dem jeder von« uns mitverbunden»ist. Und

. nicht nur die Verfasser. sondern alle staatspolitisch·unterrichteten
"—Leserlegen sich am Schlusse die bange Frage vor: »Werden uns

die Kriegslasten nicht trotz alledem noch erdrücken?«
—

Berufsverbrecher.E i n Beitrag zur S tra f r e ch t s r e f o r m.

Von Dr. R o b e r t H e i n d l, Wirkl. Legationsrat. Pan-Verlag
Rols Heise, Berlin 1927, 4. Auflage, 560 S. mit 258 Abbildungen,
27 RM.

-

·

- Ein Kriminalwissenschaftlerund Jurist, ein Soziologeund

Nationalökonom, ein Psychologe und nicht zuletzt ein Schriftsteller
. von Temperament und Begabung in Personalunion hat an einem

Werk mit ewirkt, das eine Enzyklopädie ganz besonderer Art dar- -

stellt. W rde sich der Verfasser darauf beschränkt haben, die-pro-
essionelleKriminalität in ihren verschiedenen Erscheinungsformen zu

schildern,die Arbeit behauptete ihren Wert für einen begrenzten
Kreis von fa lich Jnteressierten, aber kaum darüber hinaus. Tat-

.·sächlich aber zeht Heindl den Gesamtkomplex aller Fragen in den

Kreis der Betrachtung, die den materiellen und seelischen, den sozial-
ökonomischenund bevölkerungspolitischenHintergrund des Berufs-
verbrechertums bilden. Aus der Schilderung der wichtigsten inter-

nationalen Kriminalfiille der letzten Jahre formt sich ein Gesamtbild
dieses düsterstenKapitels der Uachkriegszeit. Unter dem Berufs-

.- verbrecher versteht Heindl den Rechtsbrecher aus Anlage und un-

überwindlicher Neigung —-

«-verbrecher, der sStraftaten aus Rot, aus Rache - oder aus andern

Impulsen begeht —; den immer wieder rüekfälligen Störer der,

Gesellschaftsordnung; den bedenkenlofen Angehörigen einer Unter-

schicht·,die
ausschließlich

und konsequent vom Verbrechen lebt und

lediglich ihre e genen trüben und skrupellosen Jnstinkte als Gesetz
ihres andelns gelten läßt. Das Schwergewicht des Werkes ruht
aber nicht auf dieser sehr ins Detail gehenden Schilderung des

Berufsverbrechertums, so aufschlußreichund fesselnd sie an sich ist;
das zentrale Problem der umfangreichen Arbeit ist vielmehr die Frage
der zweckmäßigenBekämpfun des Berufsverbrechers
tunis. Und da kommt der Verfasser,gestützt auf umfassende prak-
tische Erfahrungen als Kriminalist, auf vieljährige kriminalwissens
schaftliche Studien im Ausland, auf seinen Aufenthalt in französischen,
indischen und australischen Strafkolonien, zu positiven Vorschlägen

itzo

-

« s Blick in die Bücher

Aber das ist zusammenfassend über das .

im Gegensatz zum Gelegenheitss-

all diesem Gerät der siebenbürgenerDeutschen. Das Gefühl von

zwei Rassen, die Abstraktion des Orients und der gemütvolle Natura-
lismus der deutschen Heimat. Seltsam zuweilen der Anklang an

nordische Formen, an Skandinavisches, Finnisches. Die Wanderzüge
bedrängter Völker werden lebendig.

Von all dem konnte man mancherlei sehenin der Ausstellung
für SiebenbürgischeVolkskunst, die das Zentralinstitut für Erziehung
und Unterricht gemeinsam mit dem- Deutschen Kulturamt in Rumänien
veranstaltet hat. Die Ausstellung fand in Berlin statt und wird

vielleicht auch anderswo gezeigt werden. Es ist gut, daß wir im .

Reiche zuweilen erfahren, wo überall in der Welt Deutsche leben und
wie sie sich inmitten heftigen Unbills die Heimat erhalten. Br.

und, Anregungen, die für Deutschland erhöhte Aktualität beanspruchen
zu einem Zeitpunkt, in dem die Strafrechtsresorm sich immer deut-

licher ankündigt. Rechtsphilosophisch und in der Praxis der Rechts-
pflege ist seit langem die Frage umstritten, was mit den Berufs-
verbrechern zu geschehen habe, vor denen die Gesellschaft geschützt
werden müsse; Ob es genüge, sie, wenn sie nach dem Prinzip der
Rechts- oder besser: Vergeltungsstrafe ihr jeweiliges Ver-

gehen durch eine der Schwere der Straftat zugemessene Strafe gebüßt
haben, wieder in Freiheit zu setzen, um ihnen dadurch mit einer
an Gewißheit grenzenden Wahrscheinlichkeit stets von neuem

Gelegenheit zu geben, rückfällig zu werden. Oder ob nicht -

vielmehr das Sicherungsprinzip im dringendsten Jnteresse
der Allgemeinheit Anwendung finden müsse: der Grundsatz zeitlicher
odef lebenslänglicher »Sicherungsverwahrun.g« für alle

jene Rechtsbrecher, deren Neigung sich erwiesen hat, immer wieder

schwere kriminelle übeltaten zu begehen. Für dieses · Prinzip
dauernder Jnternierung entscheidet sich höchst«eindeutigund unter

Beibringung eines umfangreichen Tatsachenmaterials der Verfasser.
Die innere Berechtigung und die praktische Zweckmäßigkeitdieser
und ähnlicher Forderungeni sind, wie gesagt, nicht unbestritten.
(Jnsbesondere für Deutschland, dem ganz spezielle

und schwer lös-
bare Probleme aus dem Fehlen von Stra kolonien für die-Unter-

bringung der Verbrecher erwachsen würden.) Ganz unbezweifelbar
aber ist das Verdienst des vorliegenden Werkes, das, glänzend ge-
schrieben und mit einer Fülle von interessantem ·Material aus-

gestattet, einen höchst beachtlichen Beitrag zur Diskussion dieser
Probleme darstellt und, . darüber hinaus, xdies Hintergründe eines
der dunkelsten Kapitel der Uachkriegsgeschichte aufhellt: die Kenntnis
des Acherons vermittelt, jener Schicht; die ihre ganze Existenz,
unter Mißachtung der Rechte ihrer Mitmenschen und der Gesetze-
auf nichts als den Rechtsbruch fundiert. Ho.

»Im Lande des Silberstroms« (Argentinien, Land und Leute). Von
W. Breuler.« Verlag Moriiwe Fr Scheffelt, Berlin. .221 S.

4-75 RM. « -« —

,

,

«
.

Man merkt bald: kein wortgewandter Schriftsteller und Reise-
schilderer," der über eine Studienreise in entlegene Länder berichtet,
hat dieses kleine Buch geschrieben; ein Praktiker vielmehr, ein Mann
mit ungelenker Feder, aber offenen Augen, der vor Jahrzehnten
seine deutsche Heimat verlassen hat, um sich im Lande seiner
Hoffnung, Argentinien, anzusiedeln, hat sich hingesetzt, um seine
Erfahrungen Landsleuten zu vermitteln, die ihrer· bedürftig sein
mögen. Er, der Verfasser,- hat in dieser zukunftreichsten Repusblik
Südamerikas offenbar das Ziel seiner Wünsche erreicht. Aber er

ist klug und vorsichtig abwägend genug, um- den vielen andern, die

sich dort eine neue Existenz gründen und den Schritt ins Ungewisse
tun wollen, aus dem reichen Schatz seiner Erfahrungen mit aller.

"

Eindringlichkeit zu sagen: welche natürlichen und wirtschaftlichen
Bedingungen sie drüben vorfinden, wie Bodenbeschaffenheit, Klima«,
landwirtschaftliche und industrielle Verhältnisse gelagert sind, welche
Ansiedlungss und wirt chaftliche Aufstiegsmöglichkeitengegeben sind,
so daß aus den 220 s malen Seiten dieses Büchleins das Land der

Sehnsucht vieler Tausender von Deutschen in deutlichen Umrissen,
mit allen Vorzügen« aber auch mit allen Schattenseiten er-

kennbar wird. «

Lichtbild und Bildwerferim Dienste de- freien Bildungswesens.
Von A. Schmidt. Herausgegeben von der Gesellschaft für

«

Volksbildung, Berlin WO, Lüneburger Straße 21. (16 S.)
Jn der Form einer knapp gefaßten Flugschrift werden wertvolle

praktische Anregungen für die zweckmäßigeAuswahl und Behand-·
lung von Bildwerfern gegeben, die den Freunden des Lichtbilds
vortrags manche Winke sür die Bedienung unserer Lichtbildapparate
geben werden. Jhnen allen sei diese Flugschrift bestens empfohlen.
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»
Einführun-

ok. wish-Im ziestek

Dieses Buch-ist keineswegs eine nüchterne begriff—
liche Abhandlung, sondern eine lebendige und

anschauliche Einführung in das tatsächliche prak-
tische Leben und Weben der Politik und Gegen-
wart. Wie in seiner weitverbreiteten ,,Einführung
in die Volkswirtschaft« versteht es der Verfasser

auch hier, die wissenschaftliche Klarheit und syste-
matik mit praktischer Anschaulichkeitund packender
Darstellungsweise zu verbinden. Die zahlreichen

ausgezeichnetenKartenskizzen und graphischen ,

Darstellungen unterstützen und ergänzen den Text
aufs glücklichste."

"

Das Buch scheint fur jeden politisch interessierten
untl im öffentlichen Leben stehenden, insbesondere
aber euch fiir Pätlagogennntl Volkserzleher, Partei-.

untl klrganisationsleiter schlechthin unentbehrlich

zzo seiten mit 46 Kartenbeigaben

lbtoschicrt G Halbleinen I O -

zentkaI-versag ans-»H, Berlin w 35
"

Potsdamer stralze 41

«

Verantwortlich für den redaktionellen Teil gemäß pressegeietz: i. V. H. Dtege,—Betcin. —- Für den

Anzeigenteih c. Be edig kei t, Beklinstarlottenbnrg.— Offfetdknck: w· B ü xewst«ein,Berlin Sw Les. l 7


